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Kommuniſtenarbeit in Frankreich.
Paris, 26. Juli. (WTVBV.)

Ausſchuß der oskauer rnternationale hat an den in Lille ſtattfindenden
ewerkſchaftskongreß einen Aufruf gerichtet,

er möge die Jnternationale von Amſterdam verlaſſen undbe der Moskauer Gewerkſchafts internationale anſehen

r Aufruf iſt von dem deutſchen kommuniſtiſchen Gewerk-
ſchafter Mayer mitunterzeichnet.

Jn der srar Sitzung des Gewerkſchafts-
kon greſſes in Lille wurde ſeitens der extremiſtiſchen
Delegierten eine Tagesordnung eingebracht, die ſich auf die
Mandatprüfung bezieht und jeden Ausſchluß von Dele-
gierten von vornherein un möglich machen würde. Von
ſeiten des Allgemeinen Arbeiterverbandes re G. T.) wurde
eingewandt, daß erſt die Mandatskommiſſion entſcheiden
müßte, deren Arbeiten noch nicht beendet ſeien. Der kom-
muniſtiſche Gewerkſchaftsführer Monmouſſon vollte
zur Rednertribüne eilen, wurde aber, da er nicht das Wort
atte, zurückgehalten. Jn dieſem Augenblick kam es zu
ät lichkeiten und kurz darauf wurden drei Revolver-

ſchüſſe abgegeben. Die Schüſſe waren gegen das Mitglied
des Verwaltungsrates des Allgemeinen Arbeiterverbandes
Dumontin gerichtet. Es entſtand großer Tumult. Der
Saal leerte ſich und erſt nach geraumer Zeit konnte die
was wieder aufgenommen werden. Es wurde eine Kom-
miſſion W die den Streit ſchlichten ſollte. Jndeſſen
war dies nicht möglich, ſo daß der Gewerkſchaftskongreß ver-
tagt werden mußte.

Am anderen Tage erklörte die Anterſuchungskommiſſion
in ihrem Bericht über den Zwi nach dem „Jntranſigeant“, der Kon re fortge t wird und a alen
werkſchaftl erten das Recht haben ſollen, in diech ren
Debatte einzugreifen.
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Der ADGB. war von der CGET. zum Lille-Kongreß
eingeladen worden und hatte dieſe Einladung ſelbſtver
ſtändlich angenommen. Der Vorſtand hatte veſchloſſen,
ſeinen erſten Vorſitzenden, Genoſſen Theodor Leipart,
nach Lille z entſenden. Obwohl das Paßviſum ſo recht-
i nachgeſucht worden war, daß bei einigem guten Willen
auf ſeiten der franzöſiſchen Behörden die Einreiſeerlaubnis
rechtzeitig hätte erteilt werden müſſen, wird Genoſſe Leipart
die Reiſe nicht antreten können. Bis zur Stunde hat er
das Viſum n erhalten.Auch der „Vorwärts“ hatte die Abſicht, den Genoſſen
Steiner-Jullien als Berichterſtatter nach Lille zu
entſenden. Jhm iſt die Einreiſeerlaubnis glatt abge-
lehnt worden.

vewaffneter Kampf gegen die Gewerlſchaſten.

Mit welchen Plänen ſich manche kommuniſtiſche Herr-
ſchaften befaſſen, zeigt ein ſoeben erſchienenes Buch „Taktik
und nen der revolutionären Offenſive. Die Lehren
der Märzaktion“, das von der Zentrale der K. P. D.

Ein Kapitel dieſes Buches 3 Vom
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eraus en iſt.p. Bu ſch bis zur Märzaktion“ und iſt von J. Heyder

der P Darin wird ausgeführt, daß ein neuer Putſch wie
der Kapp-Putſch unmöglich ſei, der künftige mon archi-kiſchemititariſtifche Putſch werde, zumal die
Reaktion ſeit einem Jahr erſtarkt ſei, ein g oßzügiges,
ernſtes Unternehmen darſtellen. An Stelle Kapps
werde dann ein Hohenzoller u r und an Stelle des
Kapitäns Ehrhardt der General Ludendorff. Und
dann ſchreibt dieſer Putſchprophet ganz fröhlich weiter:

Zur ſelben Zeit wird ſich aber weder die proletariſche
Front ein heitlich geſtalten, noch wird ſie ſich auf
andere Schichten ſtützen können. Die Gewerkſchafts-
bürokratie und die führende Bürokratie der Mehrheitsſozia-
liſten werden ſich nie mehr trauen, die Parole des General-
treiks herauszugeben. Hinter den im Jntereſſe der Ge-
werkſchafts- und Mehrheitsſozialiſtenbürokratie geführten
Heneralſtreik erſchien im Märt, 1920 der gegen die
loziak demokratiſche ewerkſchaftsbüro-
krätie gerichtete Aufſtand. Und dieſe Bürokratie W
es nur zu gut, daß jeder Generalſtreik des Proletariats, au
wenn ſie ſich ſelbſt an die Spitze irrt ſtellen würde,
letzten Endes nur in einen gegen ſie ſich wenden-
en bewaffneten Aufſtand münden kann.

Hier wird alſo mit dürren Worten geſagt. Wenn die
ozialdemokratie und die Gewerkſchaften zum Kampf gegen

einen Hohenzollernputſch die Parole des Generalſtreiks aus
werden, dann werden die Kommuniſten die

arole zum bewaffneten Aufſtand gegen die
ozialdemokratie und gegen die Gewerk-haften ausgeben. Wäre das e dann dürften die

ie Kommuniſten werden ihnen ja helfen, indem ſie jene in

Der ausführende!

Hohenzollern en Tag mit ihrem Putſch losgehen, denn

Rücken ſchießen, die die Republik gegen die monarchi-
ſtiſche Reaktion verteidigen

Wir nehmen ſolche Maulaufreißereien, zu wenn ſie
ſich in einer offiziellen Publikation der K. P. D.-Zentrale
finden, durchaus nicht tragiſch. Die Arbeiter haben ſchließ-lich Verſtand genug, um ſich im Ernſtfall gegen die W t
mörderiſche Jdiotie der Heyder und Genoſſen zur Wehr
ſetzen zu können. Aber das re offen heraus gſe twerden es iſt und bleibt eine Schande, daß eine Ge el
ſchaft, die ſich in ſo aberwitzigen Gedankenſprüngen bewegt,
für die ſozialdemokratiſche Arbeiterbewegung überhaupt ein
ernſt zu nehmender Gegner werden konnte. Das Bekennt-
nis zum Kommunismus iſt ein Beweis politiſcher Unreife,
und je mehr die Kommuniſten Boden gewinnen können,deſto weiter entfernt ſich die Arbeitertlaſſe von der Erobe-

rung der politiſchen Macht.

Vor der Entſcheidung über Operſchleſſen.

London, 26. Juli. (WTB.) Wie Reuter erfährt, haben
die britiſche und die franzöſiſche Regierung nunmehr ein
Ein verſtändnis über die Fragen von prinzipieller
Bedeutung erreicht, die mit Oberſchleſien im Zuſam-
menhang ſtehen. Wie bereits mitgeteilt wurde, hat die
franzöſiſche Regierung ſich damit einverſtanden erklärt, daß
der Oberſte Rat am 4. Auguſt zuſammentritt. Die
britiſche Regierung hat den Vorſchlag angenommen, vor
dem genannten Zeitpunkt eine Sachverſtändigen-
konferenz ſtattfinden zu laſſen, und um dem Wunſche
Briands entgegenzukommen, hat ſie dem zugeſtimmt, daß die

Konferenz des Oberſten Rates in Paris ſtattfindet. Die
britiſchen Sachverſtändigen Sir Cecil Hurt, Rechtsbeirat
des Auswärtigen Amts, Tufton, Vorſtand des mittel-
europäiſchen Departements und Waterloo, Mitglied dieſes
Departements, ſind heute abend nach Paris abgereiſt. Eine
Reiſe der Genannten nach Oberſchleſien
wird nicht in Erwägung gezogen. Als Ergebnis
der Auseinanderſetzungen zwiſchen den Regierungen iſt eine
viel beſſere Atmoſphäre geſchaffen worden. Jn der Tat be
ſteht kein Grund zu der Annahme, daß die oberſchleſiſche
Frage ſich auf dem beſten Wege zur Löſung befindet und daß
weitere Mißverſtändniſſe bezüglich der Entſendung von
Truppen oder eines anderen Punktes wohl kaum entſtehen
werden.

Die Konferenz erſt in der zweiten Auguſtwoche
Paris, 26. Juli. (8 Uhr Abendblatt.) Nach Meldungen

aus franzöſiſcher Quelle dürfte die Ententekonferenz doch
nicht am 4. Auguſt, ſondern erſt Anfang der zweiten Auguſt-
woche ſtattfinden. Als Ort werden Paris und Boulogne
genannt. Man ſagt. daß Lloyd George die Abſicht habe, noch
vor der Konferenz nach Paris zu kommen, um ſich hier kurz
mit Briand perſönlich zu beſprechen, und daß der amerika-
niſche Vertreter nicht als bloßer Beobchter auftreten werde.

Lloyd George kommt nicht.

London, 27. Juli. Reuter erfährt zu der bevorſtehenden
Konferenz des Oberſten Rates, daß Lloyd George wegen der
Fülle der zu bewältigenden Arbeiten nicht in der Lage ſein
wird, London zu verlaſſen. Die Zuſammenkunft des
Oberſten Rates wird, wie man glaubt, nur von kurzer
Dauer ſein, da lediglich die oberſchleſiſche Frage auf der
Tagesordnung ſtehe. Die Sachverſtändigen ſind bereits
nach Paris abgereiſt.

Korruption in Rußland.
Moskau, 27. Juli. (Priv.-Tel.) Das Revolutions-

tribunal verurteilte fünf Perſonen in leitenden Stellungen
bei den Sowjetbehörden zum Tode durch Erſchießen und zehn
weitere zur Einreihung ins Konzentrationslager. ie
W fortgeſetzt große Mengen von der Behörde aus

eutſchland bezogener Glühlampen, Leitungsdraht und ſon-
ſtigem Zubehör geſtohlen und an Bauern verkauft.

Hunger und Krankheit auch in Amerika.
London, 27. Juli. Reuter weiſt auf die aus Waſſhing-

ton kommende Meldung hin, wonach weite Gebiete der
Baumwollbezirke ſo gut wie vor einer Hungersnot ſtehen
und gleichzeitig dort eine Pellagra-Epidemie (eine Art
Lepra) herrſcht. Präſident Harding m die Geſund-
heitsbehörden und die Vertretung des Roten Kreuzes, ſo

die Steuerfrage behandeln „muß“. Die

fort eine Unterſuchung anzuſtellen, um Mittel zur Linde
rung der Not ausfindig zu machen.

Rücktrittsabſichten der ſächſiſchen Regierung?

Dresden, 26. Juli. (TU.) Jn den Ausſ n desſächſiſchen Landtages, wo heut wiederum die Regieru
vorlage über eine Grund und Gewerbeſteuer beraten wur
kam es zu einer Senſation. Die beiden Vorlagen wurden
nämlich mit allen bürgerlichen und mit den Stimmen der
Kommuniſten abgelehnt. Dadurch iſt die ſächſiſche Regie
in eine ſehr ſchwierige Situation geraten, die Finanzmin
Heldt dadurch kennzeichnete, daß er betonte, der Regierung
würde bei der Ablehnung der beiden Vorlagen nichts weiter
übrig bleiben, als zurückzutreten. Falls die Regierung z
rücktreten würde, wäre die nächſte Folge die Auflöſung
Landtages und die Ausſchreibung von Neuwahlen
Abgeordnetenkreiſen herrſcht der Eindruck vor, daß die Re
gierung auf Neuwahlen hinarbeitet.

Die neuen Steuervorlagen.
Berlin, 26. Juli. (TU.) Die neuen Steuervorlagen

werden am 28. Juli zum erſten Male dem Kabinett
gehen, dort durchberaten und an den Reichsrat bezw. Re
wirtſchaftsrat weitergegeben werden.

öteuerberutungen.

n

w
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c eN. Wir haben bereits mitgeteilt, daß der Reparationsss
ausſchuß des Reichswirtſchaftsrats 2 Unterausſchüſſe
eingeſetzt hat, die die Fragen der Beſitzbeſteuerun(beſopters die Heranziehung der ſogenannten Goldwerte

und der Umſatzſteuer vorprüfen ſollen. Beide Aus
ſchüſſe haben in der vergangenen Woche mehrere Sitzungen

a r Jm Beſitzſteuerausſchuß haben Dr.Hilferding (der letzthin für den ausgeſchiedenen Kautsky
von der Regierung in den Reichswirtſchaftsrat berufen
wurde) und Geheimrat Schwarz von der Arbeitgeber-
abteilung, einleitende Referate gehalten, die ſich beſonders
auf die Frage einer Beteiligung des Reiches an
den Produktionserträgniſſen bezogen. Sodann
wurden von Vertretern des Reichswirtſchaftsminiſteriums
eine Reihe von vertraulichen Mitteilungen über die
Zahlengrundlage einer ſolchen Staatsbeteiligung
gemacht, die demnächſt noch fortgeſetzt werden ſollen.

Jm Ausſchuß für die Umſatzſteuer wurden von
dem Vertreter des Reichsfinanz miniſteriums ausführliche
Darlegungen der Abſichten des Finanz miniſteriums über die
Umgeſtaltung dieſer Steuer gemacht. Auch die Mit-
teilungen waren, da ſich die ganze Angelegenheit noch im
Vorſtadium befindet, vertraulicher Natur. Jndeſſen kann
bereits heute geſagt werden, daß eine weſentliche Er-
höhung der Umſatzſteuer unvermeidlich iſt
und es ſich nur darum handelt, ob die jetzige Form, die eine
Erhebung von 128 Prozent bei jedem Umſatz vorſieht, auf
recht erhalten oder durch eine andere Form erſetzt werden
ſoll. Vorgeſchlagen werden und von Sachverſtändigen viel
fach öffentlich behandelt ſind bekanntlich die ſogenannten

abrikatſteuern und vor allem die Klein handelsegern die einen ſehr hohen Prozentſatz beim Verkauf

des Produktes an den letzten Verbraucher vorſieht.
Dazu kommt noch eine von dem verſtorbenen Werner von
Siemens herrührende und von ſeinem Bruder Karl Friedrich
von Siemens aufgenommene Methode, die die
Umſatzſteuer veredeln will. Dieſe veredelte Umſatzſteuer
ſieht vor, nur den Umſatz zu verſteuern, der dem Produkt
in dem Betrieb zugewachſen iſt, der zur Steuer heran
gezogen wird. Dieſe letztere, ſogenannte Nettoumſatz
verſteuerung, die jeweilig den im einzelnen Unter
nehmen zugewachſenen Mehr wert der Beſteuerung unter
wirft, hat aber ebenſo viel Mängel, wie die Fabrikat und
Kleinhandelsſteuer. Ein weiteres Projekt, das beſonders
aus den Kreiſen des Groß und Exporthandels
ſtammt, will die Aufrechterhaltung der jetzigen Umſatzſteuer
mit dem beſtehenden Satz von 128 Prozent mit einer nicht
allzu hohen Kleinhandelsſteuer von etwa 5 Prozent ver
binden. All dieſe Pläne bedürfen einer genauen
Prüfung nach jeder Richtung, es ſollen daher von dem
Ausſchuß nach der Auguſtpauſe eine Anzahl Sachverſtändiger
vernommen werden. Jm Uebrigen kann mitgeteilt werden,

die aus der Umſatzſteuer bis a g. Be
träge ſehr günſtig ſind. Sie überſteigen bei Weitem den
gemachten Voranſchlag und man offt, daß ſie für das ganze
Steuerjahr rund 8 Milliarden Mark betragen werden.

Merkwürdig, wie vertraulich man nach Anſicht der Aus
eſttzſteuerr

ogar noch vertraulicher als die anderen
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Aer Hauhtausſhuß für Ardeiterwohlſahrt,

bezweckt die Mitwirkung der Arbeiterſchaft bei
der Wohlfahrtspflege, um hierbei die ſoziale Auf-
aſſung der Arbeiterſchaft durchzuſetzen. Jm beſonderen willapps Regelung der l spflege und ihre
ſachgem usführung ern. Zweck will er er
reichen durch: Juſammenfaſſung aller an der Wohlfahrts-
pflege tätigen Frauen und Männer, Gewinnung neuer
Kräfte, Stellungnahme zu allen der Wohlfahrtsragen

pflege in der Oeffent it wiſſenſchaftliche Durcharbeitung, hrnehmung der Jntereſſen
der Arbeiter bei der Beſetzung von Stellen und bei der Vermittelung ehrenamtlicher Fiifokräſte für die öffentliche

Faſaprtopſlege Vertretung der Meer bei den
Behörden des Reiche der Länder und der Selbſtverwal
tungskörper, bei Zuſammenſchlüſſen der Wohlfahrtsorgani-
ſationen ſowie der Zuſammenarbeit mit gleichartigen Or-
n achdem die ſoga demokratiſche Arbeiterſchaft ſich mit
allen möglichen Kulturproblemen: chule, Bildung,
Jugendbewegung organiſatoriſch befaßte, will ſie
auch das große Gebiet der allgemeinen Wohlfahrts-
u u W ſuchen. Die ſtete Berührung mit
em ſozialen Lehen, die Beſchäftigung mit der Sozialpolitik

und die Mitarbeit in den Selbſtperwaltungskörpern ſind
ihr Anſchauungsunterricht und weiſen den Weg. Das Be
ſtreben der organiſierten Arbeiterſchaft, bei ſozialen Schäden
zur Selbſt Zuuſe, zu greifen, iſt durchaus nicht neu. Um
der großen ſozialen Kindernot abzuhelfen, haben z. B die
ſozialdemokratiſ Frauen in den Großſtädten, ſchon vor
dem Kriege Kinderferienwanderungen veran-
ſtaltet, mit denen ganz oder teilweiſe Furrte verbunden
war. Jhre Kinderſchutzkommiſſionen befaßten
ſich hauptſächlich mit dem Schutz der Kinder vor ſittlicher
und köperlicher Verwahrloſung, vor geſetzwidriger
Ausbeutung bei gewerblicher Arbeit. Dieſe
eigenen Veranſtaltungen wurden durch die Not des Krieges
unmöglich gemacht. Die Arbeiterfrauen mußten bei über-
langer Arheitszeit in der Munitionsinduſtrie und anders-
wo ſchaffen. Andererſeits ſind aber gerade in dieſer Zeit
durch die große ſoziale Not der Jugend und weiter Volks
ſchichten getrieben große Kreiſe der ſozialiſtiſchen Männer
und Frauen in die allgemeine Wohlfahrtsarbeit hineinge-
kommen. Die Demokratie hat der Arbeiterſchaft recht
mäßig Arbeitsgebiete erſchloſſen, zu denen ſie
früher nur vereinzelt zugelaſſen wurde. Der die Ar
beiterſchaft auch in dieſer Frage beherrſchende Leitgedanke
iſt demnach: nicht nur Objekt, ſondern Subjekt der Wohl
fahrtspflege wollen wir ſein.

Die Gründung des Hauptausſchuſſes für Arbeiter-
wohlfahrt geſchah am 13. Dezember 1919. Bis heute ſind
zirka 300 Orts- und 26 Bezirksausſchüſſe gemeldet. Der
Hauptausſchuß beſchäftigte ſich bisher vornehmlich mit der
Förderung der Organiſation, mit der Sammlung von
Material zu den dazu gehörenden Fragen. Er hat ſich
den Reichs und preußiſchen Behörden gemeldet und ſich
durch Delegationen in amtlichen und halbamtlichen, in
privaten Veranſtaltungen und Organiſationen vertreten,
er fördert auf jede Weiſe die Ausbildung von Kräften für
die Wohlfahrtspflege (für Beruf und ehrenamtliche Mit-
arbeit) und beſchäftigt ſich mit den ſchwebenden Problemen
unter wiſſenſchaftlichen Geſichtspunkten und vom prinzi-
piellen Standpunkt. Es iſt ganz beſonders gelungen, die
Ausbildung von weiblichen ſozialen Ar-
beitskräften zu fördern. Unter Zuſammenarbeit
mit dem Reichsminiſterium des Jnnern, den verſchiedenen
Gewerkſchaften und ſozialen Frauenſchulen ſind zirka 120
Arbeiterinnen (nach paritätiſcher Auswahl) in einem
Sonderlehrgang für die ſoziale Berufsbildung geſchult
worden. Daß man neuerdings von Reichs und Staats
wegen Stipendien an ehemalige Volksſchülerinnen für die
ordentlichen Lehrgänge an ſozialen Frauenſchulen geben
will, iſt u. a. auch auf die Aktivität des Hauptausſchuſſes
für Arbeiterwohlfahrt zurückzuführen. An den Berliner
Lehrgängen für Wohlfahrtspflege iſt er
ebenfalls ſtark beteiligt. Ein eigener Kurſus für Teilnehmer
aus dem ganzen Reich wurde am 25. bis 31. Oktober 1920
abgehalten. Jn den Bezirken (Provinzen, Länder), ſowie
in den größeren Orten, finden neben den von n
e en geförderten auch eine Reihe von eigenen Kurſen

att.
Einen weiten Raum in den Diskuſſionen des Haupt-

ausſchuſſes nahm der Gedanke der ſozialen Selbſthilfe ein,

wie ihn Dr. Caſpari im „Vorwärts“ vom 14. November
1920 unter dem Titel „Fremde Wohlfahrt, eigene Würde
behandelt hat. Die Aufbringung der Mittel für die Wohl
fahrtspflege, ganz beſonders für Jugendwohlfahrt durch
periodiſche oder regelmäßigelbführung von Stunden- oder

ichtlöhnen mit und vhne n Beiträge der
Arbeitgeber begegnet in den Kreiſen der Arbelter einer
ſtarken Sympathie. Jedoch kann der Hauptausſchuß der
Sache nur propogandiſtilch und durch Verein
barung mit den Gewerkſchaften dienen, die
hierbei ausſchlaggebend ſind. Jn den Hrtsausſchüſſen iſt
die Arbeit je nach den örtlichen Verhältniſſen ganz verſchie
den. Ein umfaſſendes Bild läßt ſich auf beſchränktem Raum
nicht geben. Man arbeitet in den Gemeinden mit Ferien-
wanderungen, ſtellt Helferinnen für Kindertransporte ins
Ausland und bei der Verſendung im Jnland, ebenſo für dieSacetſpeiſungen Die Sueneſen. befolgen den Grund
ſatz, daß die ſoziale Gemeinſchaft, verkörpert in der Ge-
meinde, die Pflicht hat, für ihre Glieder zu ſorgen, und daß
der einzelne als Glied der Gemeinſchaft verpflichtet iſt, nach
bener Kräften an der Verfolgung dieſes Zieles mitzu
wirken.

Eine Klärung der Ziele, Richtſchnur für neues Arbeiten
wird uns unſere Wohlfahrtstagung in Görlitz geben.

Marie Juchacz.

Unfallgefahr und vetriebsrüte.

Der „Kompaß“, die amtliche Zeitſchrift der Knapp-
h n a brachte am 5. Juli eine Ab-handlung, die ſich mit der a erung im
Ruhrgebiet bgltigr araus iſt zu entnehmen,
daß die Zahl der Betriebsunfälle im Jahre 1920 erfreu-
licher Weiſe bedeutend abge nommen hat. Die Zahl der
encſchädigungspflichtigen Unfälle erreichte im Kriege die
öchſtzahl von 6488, ging im Jahre 1919 auf 6314 und im
ahre 1920 auf 4884 zurück. Sie war alſo erheblich r 3

als im letzten Jahre vor dem Kriege. Jm Jahre 1913 be-
lief ſich die Zahl der ent digenthrigen tötlichen Un
fälle auf 1038, ſtieg im Jahre 1917 auf 1474 ſank bis 1913
auf 1220 und n im Jahre 1920 die Zahl von 1098.
Dabei iſt zu berückſichtigen, a die Zahl der im Ruhrgebiet
r t Arbeiter im Jahre 1913 396 700 betrug, die
auf 465 400 im Jahre 1920 angewachſen iſt.

Der Rückgang dieſer Unfallzahlen beruht nach dem
r Grubenbeamten“ in der Hauptſache darauf, daß
die Tätigkeit der Betriebsräte auch auf dieſem
Gebiete die erſten Früchte zeitigt. Durch die Betriebsräte
iſt die Möglichkeit geſchaffen worden, die in den Betrieben
beſtehenden Schutzvorrichtungen genügend zu kon-trollieren. Die Arbeiter ſelbſt können, und die Be-
triebsräte haben die Pflicht dazu, Anregungen zu
Verbeſſerungen in den Maßnahmen zur Verhütung
von Unfällen zu machen. Wenn die Bergbehörden noch
beſſer und noch enger mit den Betriebsräten zuſammen
arbeiten würden, und wenn ſie vor allen Dingen mehr
Wert auf den Rat der tätigen Angeſtellten legen würden
dann würde ſich nach dem „Techniſchen Grubenbeamten“ die
Unfälle noch weſentlich ſehr verringern.

Jn ſeiner neueſten Nummer nimmt der Techniſche

weiſt dabei auf folgendes hin:
„Die geringſte Unfallziffer im Bergbau wird erreicht,

wenn der

Arbeits verhältniſſe erreicht wird. Die Revo-
die Betriebsräte, die das Sicherheitsventil dafür ſind, das
vorhandene Mißſtände ſich nicht aufſpeichern, ſondern zur
Sprache gebracht werden können. Die Revolution hat
ferner den gewohnten Kaſernenhofton im Bergbau
beſeitigt, für die Arbeiter ſind ſomit eine ganze Menge
von Gründen weggefallen,
Wechſel der Arbeitsſtelle aus dem Wege gehen konnte. Hin

arbeiten, gefahrdrohende Verhältniſſe in der Erde zu be

lich W erfüllen, nicht aber die Gefahren zu beſeitigen.“
ir haben dieſen Ausführungen des

des der techniſchen Angeſtellten und Beamten nichts hinzu-
zufügen. Die beſprochenen Tatſachen zeigen den Betriebs-

große Au

rbeiterwechſel auf ein ganz geringes
Maß beſchränkt bleibt, was am ſerke durch geordnete

lution hat einmal die Tarifverträge gebracht, andererſeits

denen er früher nur durch

zu kommt, daß die Betriebsräte auch ſachgemäßer daraufhin

ſeitigen. Früher war die h die Vorſchriften wört
rgans des Bun-

räten, daß ſy ihnen auf dem Gebiete der Unfallverhütund
gaben bieten, die ſie keinesfalls vernach-

Grubenbeamte“ nochmals zu dieſer Frage Stellung und

l tereſſe ih rbei eu An i r re wo e im
tr zeigen,

eMißſtände

eines Arbeiters ſchädigen, u

E Abſtell dSurhborhtl an vier ge

Arbeiter ſelbſt auf die

das Leben die Geſundheit
i

alt enMöglichex e 5 ln d vernachläſſigtein paar nnige me verdſenen, dieſe vernaten in teres Sinken Unf Bergbau und
in der geſamten Jnduſtrie erreicht

Die Volksausbeuter.

„Reiche dem Teufel den kleinen Finger und er nimmt
die ganze Hand.“ Genau ſo handeln unſere Agrarier.
Hermes, der Wohlwollende, wollte ihren Anſprüchen ent-

V Er lockerte die Zwangswirtſchaft und e eje Getreidepreiſe du. ädtiſ
völkerung beſteht bei 7 e tung der jetzigen Rätion ein
Lieferungsbedarf von 425 Millionen Tonnen Brot-
getreide. Dieſe ſollten nach den Wünſchen der Agrarier
durch das er eingebra werden. Durch
Ausnutzung ihrer Machtſtellung verſta es die Herren
von Ar und Halm das Lieferungsſoll auf 225 Millionen
Tonnen herabzudrücken, das 7 das Reich im
Auslande kaufen. Bei den ltmarktpreiſen und
unſerer ſchlechten Valuta erhöhte ſich dadurch der
unheimlich.

Aber jetzt iſt den Herren auch noch die Lieferung von
235 Millionen Tonnen zuviel. Der Reichslandbund hat an
die n r die preußiſche Regierung folgende
Drahterſuchen gerichtet

nfolge anhaltender Trockenheit droht für Sommer-
etreide in vielen Gegenden Mißernte, r Erfüllung
er Getreideumlage ohne ſchwere Wirtſchaftsſ ug vieler

I z d P c beſon ſiemiſſionen im e der Lo eſichtigu unachprüfen zu laſſen und entſprechend t Ver

hältniſſen nNatürlich. Wie der Teufel gehandelt. Ta iſt, daß
die heiße Witterung auf den Ertrag der erernte
nicht mehr viel Einfluß ausüdt, So weit man

rotpreis

dick und fett, Aber die Beſtrebungen, ſich auch noch von
dieſen geringen Vielernnseyſ ichten zu drücken, beſtanden ja
ſchon ſeit längerer Zeit. war der Landbund ſchon vor
einiger Zeit beim l in Magde-burg vorſtellig geworden, daß die Provinz mit einer vielzu großen Lieferungeverpfli tung belaſtet ſei. Der Ober
präſident ſolle für Herabſetzung eintreten. Man
erſieht daraus, wie ſich die Landwirte im Kleinen und im
Großen zu drücken verſuchen, denn für das Umlagegetreide
gibt es nicht ſoviel Profit als im freien Verkauf.

ſehen konnte, ſteht dieſe e und die Aehren ſind

Nie wieder Krieg!
Jn Hamburg beabſſchtigen die im Hamburzer Bürger

bund vereinigten Reaktionäre aller Schattierungen zum Sonn
abend, den 30. Juli, eine deutſch-nationale Flaggenparade, die
auf der Alſter, inmitten der Stadt, ſtattfinden ſoll. Zu dieſer
Demonſtration bietet der Blrgerbund alle erreichbaren Bürger
vereine, Ruderklubs und politiſchen Parteien auf, ſoweit
ſich zu Schwarz-Weiß-Rot bekennen. Den Reaktionären
auf ihre „patriotiſche“ Kundgebung zur Verherrlichung des
Krieges am Tag darauf eine kräftige Antwort erteilt werden.
Jn ſämtlichen Hamburger xrepublikaniſchen Zeitungen wird eine
gewaltige Kundgebung für den Weltfrieden Zum
Sonntag, den 31. Juli, angekündigt.

An der großen Friedensdemonſtration am 31. Juli nehmen
ſtehenden Verin Hamburg, wie die P. P. N, melden, diebände teil: SPD,. Fraktion der u. Deutſch Demokratiſche

Partei, Afa, ADGEB., Deutſche Friedensgeſellſchaft, Inter
nationale Frauenliga, Arbeiterjugend Groß-Hambuxy, Pazif.
Studentengruppe, Bund freigeiſtiger Studenten, Reichsbund
der Kriegsbeſchädigten, und als Jnitiativorganiſation der Frie
densbund der Kriegsteilnehmer. Das Meeting geht gleichfalls
unter dem Motto „Nie wieder Krieg!“ vor ſich und iſt in den
Referaten gehalten als „Weltfriedensdemonſtration, verbunden
mit einem Bekenntnis zur republikaniſchen Staatsform“,

Jn vielen großen Städten ſind die Vorbereitungen für den n
31. Juli in ähnlicher Weiſe getroffen.

„König Kohle
Roman von Upton Sineclair.

(78. Fortſetzung.) (Nachdruck verboten.)
Wie der Erlaß ferner beſagt, zogen Föderaltruppen im

Mai 1914 in den Diſtrikt ein, und laut Zeugenausſagen
herrſchte dort Ruhe und Ordnung bis zu den Wahlen und
auch nach den Wahlen, ſelbſt bis zur Eröffnung des Pro
zeſſes. Jm Juli 1914 beſchloſſen die Autoritäten von Huer
fano County eine Modifikation der Wahlbezirke in dem
Sinne, daß jedes dieſer Reviere einen eigenen Bezirk bilde;
eine Ausnahme machte nur ein Diſtrikt, zu dem einige
Farms hinzukamen. Durch dieſen unerhörten Gewaitakt

ergab es ſich, daß die Wahlen, auf dem Grund und Boen
der Geſellſchaft, n den bewaffneten, bewachten Ge
e und unter Aufſicht der Compagnie vor ſich gingen;
daß dieſe mit tyranniſcher Willkür beſtimmen konnten,
m und wem nicht das Recht des Zutritts zu gewähren
ei.

Hierdurch wurde ein Territorium des Staates Colorado
abgetrennt und zu ihren Zwecken iſoliert. Wie ſchon geſagt,
war das Land und alles darauf Befindliche Eigentum
der Geſellſchaft (mit Ausnahme des vorher angedeuteten
Diſtrikts). Jeder innerhalb der Umfriedigung lebende Menſch
war ihr Angeſtellter oder der eines Schweſterunternehmens;
e nur der Arbeiter und ſeine Familie, auch die Richter,

chreiber und Wahlagenten. Der Wirt einer Kneipe, ein
perſönlicher Freund Farrs, war der einzige Nichtangeſtellte.
Es folgt aus dieſen Umſtänden, daß die Wahlen auf und
in dem Beſitztum der Geſellſchaften ſtattfinden die Wahl
liſten, mit denen ſie nach Gutdünken ſchalteten und wal
teten, lagen in ihren Kontoren auf.
Dadurch wurden die Wahldiſtrikte und öffent-

liche Wahlmaſchinerie der abſoluten Kontrolle und Will-

r der privaten Kohlengeſ von

tereſſen ausgebeutet. Niemand durfte ohne ihre ausdrück--zuallg un (pou us(pyjuglaag um ao0 a hunbnigenen dipu

lichen Angelegenheiten dieſen Teil eines „freien Landes“
Das Ausſchließungsrecht wurde, ungeachtet der Art

ihrer Geſchäfte, ob dieſe nun privater oder nicht pri-
vater Natur waren, auch auf Kaufleute, Händler uſy.
angewendet. Selbſt der Gouverneur und der Generalad-
jutant des Staates, die in offizieller Eigenſchaft kamen,
mußten unverrichteter Dinge abziehen. Am Wahltagef
konnten die demokratiſchen Agitatoren und Wahlleiter,
unter ihnen der demokratiſche Sheriffkandidat Neeley, ſich
nur mit militäriſcher Hilfe den Weg zur Urne erzwingen,
und die Truppen mußten den ganzen Tag und eincki
Teil der Nacht zu ihrem Schutze verbleiben.

Die Ausſage des Zeugen Weitzel zerſtreut alle Zwei-
fel, die betreffs der Bedingungen in den geſchloſſenen
Revieren und der Ausſchließung der demokratiſchen Ele-
mente obwalten könnten. Weitzel lebte in Pueblo als
Direktor der Colorado Fuel u. Jron Company, und die
Reviere Rouſe, Leſter, Jdeal, Cameron, Walſen, Piſton
und Mſ. Nally ſtanden unter ſeiner Oberhoheit. Nach
dem Präſidenten war er der höchſte Beamte der Ge
ſellſchaft, und alle anderen waren ihm untergeordnet. Die
föderierten Truppen behielten den Bezirk vom 1. Mai1914 bis zum Januar 1915 beſetzt. Dank ſeiner ſorg

föltigen Ueberwachung konnte ſich keiner in die Reviere
einſchleichen, deſſen Intereſſen ſich nicht mit denen der
Geſellſchkift gedeckt hätten, auch keiner, der in irgend-
welcher Verbindung mit der United Mine-Worers Union
ſtand. Das Unternehmen betrachtete das Territorium als
ihren Privatbeſitz, und Weitzel hatte die weſitgehendſten
Vollmachten, um nach Gutdünken den Zutritt zu ge
währen oder zu verweigern. Niemand, ſagt er aus, deſſen
politiſche Ueberzeugung von der unſerigen abweicht, hat
das Revier betreten weder als Privatmann, um geſell
ſchaftlichen Umgang zu W noch als Aufwiegler und
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Komitees, identifiziert er mit den Agitaoren, weil er
in Verbindung mit der Union ſteht und eine Zeitungherausgibt; Der Neelly, der d kratiſo Sheriff
kandidat, habe die Sache des Streiks zu ſeiner eigenengemacht und ſei ein übelbeleumundeter Rarn Die An
weſenheit der Truppen habe wieder Ruhe und normale
Verhältniſſe hergeſtellt; es ereigneten ſich keine blutigen
Zuſammenſtöße mehr, und wenn die der u jener
Zeit eine Vefürchtung hegte, ſo war es bloß Die rn
der Verbreitung der Agitation. Auf die Frage, ob er
politiſche Beſprechungen unter den Arbeitern nd ihre
Parteinahme für die Gegner der Geſellſchaft zu ver
hindern getrachtet habe, erwiderte er: Wir haben dies
gewiß nicht unterſtützt. Organiſatoren, ſelbſt wenn ſie
außer ihren politiſchen Anſichten keinen Grund zur Klage
geben, wurde der Aufenthalt unmöglich gemacht; niemand
durfte mit den Angeſtellten über Politik ſprachen oder
ihnen über ihre Rechte die Auge öffnen; die Erfahrung
hatte gelehrt, daß dieſe unzufrieden Elemente einmal
eingelaſſen, Tur und Tor der Gewalttätigkeit öffnen
würden. Wenn offener Aufruhr auch nicht n umh greife.? würde, ſo hätte ſich S ein Gefühl de
Mifbel Jens und der Unſicherheit der Arbeiter bemächtigt
und ſie veranlaßt, ihren Abſchied zu nehmen.
wünſche die Geſellſchaft zu vermeiden, da es ihr ſehr
daran liegt, ihre Kräfte zu behalten. Es wurde gefra,t,
inwiefern dem Beamten das R uſteht, zu beſtimmen,
ob eine Perſon im Revier fte habe oder nicht.
Seine Erwiderung lautete, daß der Aufſeher ſich na
der Beſchaffenheit des Geſchäftes erkundigen würde, da
aber der r der von Farr eine Zutriktserlaubnis er
heiſche, Ausſicht habe, ſie zu erlangen.

Fortſetzung folgt.)

Kchube, sowie alle anderen r pannerchew ſ pLederwaren al neu mit Da t.
Wlhoim Brauns, G. m. b. H. Quodlinbarg. Vori. Sio Gratisbrosobr. Z.
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Karl Tremborn geſtorben.
ntrumsführer Karl Trimborn iſt am Montagdi ſich et n wo er einerim Alter von 66 eſtoranwalt in ſeiner ierſheſt

Reichstage vertrat. Nachdem er bei der Wahl von 1012
dem Sozialdemokraten Adolf Hofrichter unterlegen war,
nahm ein r e Trimborns in einem ſicheren
Zentrumskreiſe ſein Mandat nicht an und ſorgte ſo dafür,
daß dem Zentrum die wertvolle Kraft Trimborns im Reichs-
tage erhalten blieb. Auch dem Preußiſchen Landtage hat
Trimborn angehört. Jm Jahre 1918 war er eine Zeitlang
Staatsſekretär Jnnern.

Die Zentrumspartei verliert in Trimborn einen ihrer
beſten Politiker. ehm in der Form ſeiner Reden, die
er mit einem verſöhnenden und z lichen Humor zu
würzen liebte, war er a rückſichtslos in der Ver-
ten ſeines klerikalen rteiſtandpunktes. Als Ver
treter der Stadt Köln erfreute er ſich bei den Kölner Zen-
trumsleuten einer gewaltigen Volkstümlichkeit. z den
Zeiten, in denen das rheiniſche Zentrum in der Wahl ſeiner

erst unterzogen hattrimborn war t
W die er ſeit 1896 im

Mittel zum Kampfe gegen die Sozialdemokratie am unbe
denklichſten war, ſtach er von den PfarrerKaſtert, Stegerwald uſw. durch eine gewiſſe ſachliche Vor
nehmheit bei der Bekämpfung auch der Sozlaldemokratie ab.

Der künftige Reichsrat.

NZ. Der dem Felaatag éWegansene r eines
Geſetzes über Vertretung der Länder im Reichsrat beſtimmt,
daß in größeren Ländern auf 700 000 Einwohner eine
Stimme kommen ſolle, doch darf kein Land mehr als zwei
e aller Reichsſtimmen haben. Die Ueberſchüſſe an

nwohnerzahl werden erſt dann berückſichtigt, wenn dieſe
350 000 überſteigen. Dieſe Aenderung würde folgende
Stimmenverteilung im Reichsrat ergeben:

26 StimmenPreußen

Bayern 7 v a e 7 10 59Sachſen e e r r e 7 e v 7Württemberg 7 J 7 e i 7 4 5Segen Heſſen, domſonrg e 2 Stimmen 7
ngen, en, urg je mmenFerner 10 e je J Stimme 10

Summa: 66 Stimmen
derDieſer Geſetzentwurf beanſprucht eine AenderunKeiche tag in dein 4anfe 1 beſtimmt iſt, v auf

Der ſtaatsgefähunliche Säugling.

Eine Mitteilung, die kürzlich c durch die
Preſſe t iſt nicht nur ihrer heiteren Wirkung wegen von

oIntereſſe, ſondern, ſie verdient auch deshalb in der brei-
teren Oeffentlichkeit bekannt zu werden, weil ſie ein be-
r Licht auf die bayriſchen Zuſtände wirft. Eine

ünchener Familie hatte einen 6 Wochen alten Knaben
aus Wien an Kindesſtatt angenommen. Was tat Herr
Pöhner? Er wollte das Kind als gefährlichen und
läſtigen Ausländer aus Deutſchland ausweiſen. Das Kind
war nämlich ein Jude und ein hoher Polizeibeamter ſoll
den ſalomoniſchen Ausſpruch getan hat: „Wenn wir das
Kind hereinlaſſen, wächſt es heran und kann in zwanzig
Jahren ein Kurt Eisner ſein.“ Nur mit Mühe konnte
die b dieſer Ausweiſung durchgeſetzt werden.
Heffentt dauert es nicht mehr zwanzi hre, bis die
Regierung Kahr-Pöhner verſchwindet und es nicht mehr
erforderlich macht, daß eine neue Generation gegen ſie
Kämpfe zu führen hat.

Das hungernde Rußland.
Wie dem Kopenhagener Blatt „Politiken“ aus Reval

gemeldet wird, hielt der Volkskommiſſar Kaminew in
einer Sitzung der Moskauer Volkskommiſſare eine Rede, in
deren Verlaufe er ſagte:

„Wir können für die 28 000 000, die augenblicklich hun
gern keine Nahrung ſchaffen. Auch die 140 000 Arbeiter

oskaus können noch nicht ausreichend ernährt werden.
Wenn wir aber erreichen können, das kommuniſtiſche Heer
mit Nahrung zu verſorgen und einige größere Fabriken mit
auch nur 20000 Arbeitern in Gang zu ſetzen, würden wir
über eine Armee r die ſtark genug wäre, jeden
Widerſtand nieder zu
Wie das genannte Blatt leider erfährt, hat dieſe Rede

einen allgemeinen Streik der Arbeiter her-
vor gerufen. Die Arbeiter erließen e in denen
ur Ergreifung der Waffen aufgefordert wurde.
n einer dieſer Proklamationen heißt es, daß eine See

rung der Verhältniſſe nur nach dem Sturze der Macht
der Sowjets erwartet werden könne. Die Lage
wurde ſtellenweiſe derart bedrohlich, daß ſich die Sowjet-
macht zur Verhängung des elagerungs-
zuſtandes veranlaßt ſah.

Helft Rußland! Den Aufruf zu einer Hilfsaktion für
Rußland bringt jetzt auch die Tribüne. Jhre Leſer werden
nicht wenig erſchrocken ſein, daß Rußland nun auf einmal
ganz anders ausſieht, als es bisher geſchildert wurde. Wenn
aber in dem Aufruf die ganze Schuld auf böſe Natureretigniſſe
geſchoben wird, ſo ſtimmt das doch wohl nicht. Ein an
Naturſchätzen ſo reiches Land könnte aus dem, nicht von der
Dürre betroffenen anderen vier Fünfteln des Landes, gut
den notleidenden Teil unterſtützen, wenn eben nicht in wahr
haft wahnſinniger Weiſe der ganze Wirtſchaftsapparat und
das Transportweſen zerſchlagen worden wäre. Die Art der
Hilfeleiſtung wenn es nach dem Aufruf dabei ſchon keine
politiſchen Unterſchiede geöen darf muß unſeres Erachtens
dann auch ſchon in gemeinſamen Handeln und Beraten feſt
geſetzt werden. Aber auch hier macht ſich bei den Kommu-
niſten ſchon wieder das Beſtreben geltend, den anderen Hel-
fern zu diktieren. Das muß natürlich aufhören, wenn man
gemeinſam handeln will.

Auſtralien legt ſich eine Hauptſtadt zu. Die Auſtralier haben
beſchloſſen, ſich die ſchönſte Hauptſtadt der Welt zu bauen. Nach
angen Verhandlungen haben ſich die Staaten der auſtraliſche
öderation auf den Platz geeinigt; ſoweit wie möglich von

Sydney entfernt. 20 000 Pfund wurden ausgeworfen für einen
Entwurf der Zukunftsſtadt. Ein Architekt aus Chikago Burlei
Griffin ſah ſeine Entwürfe dann auch ſchön gedruckt heraus-
ommen; das Projekt wurde diskutiert. Soweit war man ſchon
19111 Gebaut aber wurde nichts. Seit zehn Jahren nämtich
diskutiert man noch immer Mr. Griffins Pläne. Alle Weiſen
von Auſtralien korrigieren und konſtruieren daran herum. An
läßlich des zehnjährigen Jubiläums des Planes der en
I ltadt der Welt“ drängen die auſtraliſchen Blätter auf Eileh h man die Garantie, ſchlie

n

Provinz und Umgegend

Die gemeinnützigen Vermögensanlagen der Landes-
verſicherungsanſtalt Sachſen Anhalt.

Unternehmungen, die der Volkewohlſahrt dienen, müſſen
heute oft unterbleiben, weil die nötigen, ins rieſenhafte geſtiege-
nen Kapitalien nicht auſgebracht werden können. Es ſei des-

(b auf folgende Einrichtung hingewieſen. Die Jnvaliden und
interbliebencnverſicherung häuft auf Grund ihrer verſiche
nastechniſchen Grundlagen (Kapitaldeckungsverfahren) giemliche
ermögensbeſtände an. Allerdings ſind ſie infolge der ſtarken

inanziellen Jnanſpruchnahme der Verſicherung in den letzten
ren etwas zurückgegangen. Jmmerhin beſitzt die Landes-

verſicherungsanſtalt Sachſen- Anhalt z. Zt. ein Vermögen von
rund 134 Millionen Mark. ntſprechend geſetzlicher Beſtim
mung ſoll es zu beſtimmten Teilen zu Unternehmungen und Ver
anſtaltungen ausgeglichen werden, die in ihrem Zwecke über-
wiegend der verſicherten, alſo der arbeitenden Bevölkerung dienen.

Bis zu Ende des Jahres 1920 hatte die Landesverſicherungs
anſtalt Sachſen Anhalt etwas über 57 Millionen Mark für ſolche
Zweck. hergegeben. Davon waren 20 Millionen Mark im ge
der „Amvrtiſotien“ uſw. wieder zurückgezablt worden. An-
nähernd 2 Millicnen Mark hat die Verſicherungsanſtalt für
eigene Unternehmungen aufgewendet, und zwar für drei Heil-
ſtätten, ſo daß zu Beginn des Jahres 1921 noch ein Beſtand der-
artiger Vermögensanlagen von 39 Millionen Mark verblieb.
Jm Einzelnen verteilt ſich dieſer Beſtand mit rund 13 Millionen

Mark auf die e h Fürig Maßnahmen ſind beſondere „Richtlinien“ aufgeſtellt, die
ntereſſenten koſtenlos zur Verfügung ſtehen. Zum Bau von

Arbeiterfemilienwohnungen erhielten Baugenoſſenſchaften,
Aktienbauvereine uſw. rund 9 Millionen Mark, Gemeinden und
Gemeindeverbände er Mark, Arbeitnehmer (Verſicherte)
ſelbſt annähernd 2 Millionen Mark und Arbeitgeber (zum Bau
von Werkswohnungen) etwa Millionen Mark. Zum Bau
von Ledigenheimen (Herbergen, Hoſpizen uſw.) wurden ebenfalls
annähernd 4 Millionen Mark ausgelijehen, und zwar rlich nur an gemeinnützige Körper r Der Zinsfuß beträgt
2 bis 4 v. H. Die Beleihung geſchieht in der Regel nur inner-
halb 2 Drittel des Wertes des Grundſtückes. In beſonderen
Fällen, und zwar bei etwa 2 Millionen Mark der Darlehn, iſt
man auch über die Grenzen der Mündelſicherheit hinausgegangen.

Von den ſonſtigen gemeinnützigen Aufwendungen entfallen
rund 12 Millionen Mark auf die Befriedigung des
land wirtſchaftlichen Kreditbedürfniſſes“. Es
gehören hierher Bodenverbeſſerungen, Ent und wäſſerun
gen, Aufforſtungen, Wegebau uſw. Der Reſt von etwa 14 Mil-
lionen Mark entfällt auf ſonſtige Wohlfahrtseinrich-
tungen, z. B. zum Bau von Krankenhäuſern und Erholungs-
heimen, zur Förderung der öffentlichen Geſundheitspflege wie den
Bau von Volisbädern uſw., auf Erziehung und Unterricht, He-
bung der Volksbildung uſw. Von allen dieſen Darlehn entfallen

des
Das entſpricht etwa auch

auf Gemeinden mit mehr wie 5000 Einwohnern etwa
Betrages, auf die kleineren der Reſt.
den Anteilen dieſer kleinen Gemeinden an der Geſamtbevölke-
rung.
Von allen e des Reiches ſind bis Ende1920 rund 1411 Millionen Mark für gemeinnützige Zwecke aus-

geliehen worden. Davon entfallen rund 590 Millionen Mark
auf den Bau von Arbeiterwohnungen. Am q-aiebiaſten ſind
wohl die einſchlägigen Geſetzesvorſchriften von der Landesver-
ſicherungsanſtalt des Freiſtaates Sachſen nutzbar gemacht wor-
den, die Ende 1920 einen Beſtand von 139 Millionen Mark dere Darlehn hatte, wozu noch 18 Millionen Mark für eigene

nſtalten kommen.

Beſeitigung der „königlichen“ Jnuſtiz.
Jn letzter Zeit häuften ſich die Beſchwerden darüber, daß Vor-

drucke von Urteilsanfertigungen mit der Ueberſchrift „Jm Namen
des Königs“ verwendet wurden, obwohl die allgemeinen Ver-
fügungen vom 11. Dezember 1920 und vom 15. Juni 1921 anord-
neten, daß noch vorhandene Vordrucke mit dieſer Ueberſchrift vor
ihrer Verwendung handſchriftlich zu ändern und mit der Ueber
ſchrift „Jm Namen des Volkes“ zu verſehen ſeien. Um die Durch-
führung dieſer bisher wenig beachteten Anordnungen ſicherzu-
ſtellen, hat der preußiſche Juſtizminiſter nunmehr in einer all-
gemeinen Verfügung vom 20. Juli beſtimmt, daß die Aenderung
der Vordrucke nicht erſt im
iſt, ſondern durch eine Durchſicht der Beſtände an Vordrucken die

vorhandenen Vordrucke mit jener Ueberſchrift feſtzuſtellen und
S Die Vorſtände der Be-

efolgung dieſer Verfügung zu
alsbald handſchriftlich zu ändern
hörden werden erſucht, die genaue
überwachen.

Der Städtetag der Provinz Sachſen und des Freiſtaates Anhalt
tritt zu ſeiner diesjährigen Tagung vom 1. bis 3. September in
Deſſau zuſammen. Für den 1. September iſt ein Feſtabend vor
geſehen. Die Verhandlungen beginnen am 2. September vorm.
9 Uhr im groben Saal des Evangeliſchen Pereinshauſes. Auf
der Tagesordnun
neuen Stadt- und Provinzverfaſſungen. erichterſtatter: Ober
bürgermeiſter Dr. alle a. S. Die Stellu

den geplante Arbeitsgerichten.“ Berichterſtatter: Stadtrat Dr.W Halle a. S. „Die Geldinſtitute der Städte.“ Bericht
erſtatter: Oberbürgermeiſter Dr. Schütze, Stendal.

Am n findet eine Beſichtigung der Siedlung „An
der Hohen Lache“ unter Fühtung des Oberbürgermeiſter Heſſe
und Regierungsbaumeiſter a. D. Over afft Deſſau, a Am
Sonnabend vormittag werden die geſchäftlichen Verhandlungen

zu Ende geführt. eDem Städtetag gehören ſämtliche Städte über 10 000 Ein-
wohner an, die, nach ihrer Größe, 2 bis 8 ſtimmberechtigte Ver-
treter und eine beliebige Anzahl Vertreter ohne Stimmrecht zu
der Tagung entſenden können.

e

Merſeburg Querfurt Weißenfels Zeitz.
Mertendorf. Syndikaliſtiſcher Blödſinn. Am

20. Juli hatte die Sozialdemokratiſche Partei in Mertendorf
eine öffentliche Verſammlung einberufen, in der Gen. Buch aus
Hannover über das Thema „Die wirtſchaftliche Lage Deutſch
lands und die demokratiſche Republik“ referierte. Zu gleicher
Zeit und angeblich ohne jeden Hintergedanken hatten die Syndi-
kaliſten eine Verſammlung im gleichen Lokale angeſetzt und ſich
Herrn Ritter uus Erfurt als Referenten herangeholt. Nach-
dem wir die Verfammlung eröffnet und der Referent ſeine Aus
führungen begonnen hatte. erſchienen die Syndikaliſten geſchloſſen
iſt unſerer Verſammlung als aufmerkſam und erfreulicherweiſe
ruhige Zuhörer. Rach den trefflichen Ausführungen unſeres Ge-
noſſen Buch nahm Her. Ritter aus Erfurt, Gauleiter der
ſyndikaliſtiſchen Gewertſchaftsbewegung für Thüringen, das Wort
zu ſeinem Sonderreſerent. Er verwarf jede Putſchtak-
tit, jede moskewitiſche Diktatur, jede Zentralorganiſation in
den Gewerkſchaſten, ſchilderte cus der Geſchichte der internatio-
nalen Arbeiterbewegung die Notwendigkeit der Befreiuung der
Arbeiterklaſſe re rein wirtſchaftlichen Kampf wie

eneralſtreif Betriebsbeſetzung, Organiſation
es Konſums und der Produktion, verwarf aber grund-

jätzlich jede politiſche Betätigung der Arbeiterſchaft
und damit auch die rlamentstätigkeit. Beſeitigung der
Staaten, des Staatsſozialismus und Staatskapitalismus. Der
Rätegedanke ſei ein Produkt der Syndikaliſten. Karl Marrx
wurde teilweiſe zitiert, teilweiſe aber bekam er auch ſeine Senge.
Es iſt ein Glück für Karl Marx, daß er nicht mit Ritter um die

Ripe, H

P
alme der beſſeren Erkenntnis und die Notwendigkeit des poli-

it ter über. Da
tſchen Kampfes ſtreiten muß, denn wenn Es bloß auf das Redenund Auswaendiglexnen ankäme, wäre m i l

alle ihrer Verwendung vorzunehmen

ſtehen unter rin Vorträge: „Die
der Städte

B. der köſtliche S an die Bauernwandte: „Eure rghnen den Stagat, den ihr heute
unterſtützt, zur Zeit der Bauernkriege in Maſſen abgeſchlachtet
worden. Noske als Diktator der verfaſſungsmäßigen
Gewalt wurde von ihm in eine Parallele mit den unberufe
nen Diktatoren Rußlands geſtellt. Die Sozialdemokratiſche Par
tei warf er, weil ſie ſich auf Marx berufe und ſeine en
liche Lehre ſtütze, mit in den Bolſchewiſtentopf. Die Führer
beider Parteien nützten ihre politiſche Macht nur zur Diktatur
über die Produzenten und Konſumenten für ihr Jntereſſe aus.
Der Mehrheitswille des Volkes für Sozialiſierung ſei heute
ſchon da, könne ſich aber der politiſchen Führer wegen nicht durch
ſetzen. Sozialdemokratie und Gewerkſchaften hätten vor dem
Kriege die Maſſen nicht aufgeklärt, weshalb ſie 1918 nicht reif
für die ſozialökonomiſche Revolution geweſen waren. Er 45 aber
auf Befragen zu, daß die Vorbedingungen zur wirtſchaftlichen Re
volution im Jahre 1918 noch nicht gegeben waren, alſo lediglich nur
eine politiſche Revolution, von der er ja nicht viel hält, erfolgte.
Sein Loblied auf die Arbeiterräte endete mit einer Diſſonanz
gegen Lenin, der ſie beſeitigte, nur weil er allein diktieren wollte.
(Dabei ſteht feſt, daß „dieſe“ Räte die Betriebe vor lauter „Raten“
ugrunde richteten. D. V.) Alles ſoziale Elend entſpringt dem
ichtbeſitz der Arbeiter an den Produktionsmitteln. (Das iſt

nur dann richtig, wenn die Arbeiter, falls ſie einmal in Beſitz
derſelben kommen, ſie auch fleißig benutzen. D. V.) Die einsige
Waffe bleibe der ſoziale Generalſtreik, der darin beſtehe, daß die
Arbeiter die Betriebe beſetzen, weiterarbeiten und die Waren in
ihren Beſitz bringen. (Das ſetzt aber, Herr Ritter, voraus, daß
das jetzt beſtehende Eigentumsrecht geändert wird, ſonſt könnten
unliebſame Konflikte entſtehen, bei denen Arbeiter aber nicht
Führerblut fließen würde. D. V.) Nach 24 Stunden Redefluß
ſchloß er ſein ſchon über 30 mal hergebetetes Referat. Jm
Schlußwort dantte Gen. Buch Herrn Ritter, daß er im Weſent-
lichen im Sinne der Sozialdemokratie geſprochen habe. Aller
dings unbewußt. An der politiſchen Machteroberung müſſen wir
feſthalten, denn die mit dem vorkriegszeitlichen Preußentum ge
machten Erfahrungen beweiſen das zur Genüge. Das Programm
ſagt: „Der Kampf der Arbeiterklaſſe iſt notwendigerw eiſe
ein politiſcher. Die Arbeiter können ihre wirtſchaftlichen
Kämpfe nicht führen, ohne im Beſitze politiſcher Macht zu ſein.“
Die Sozialdemokratie erſtrebe nicht, wie Ritter behaupte, Staats-
en oder Staatskapitalismus, ſondern eine große Wirt
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gegen ließ Logik und 2 recht viel zu wünſchen Ubrig. So
r, als er ſich

ſind durch

aftsgenoſſenſchaft: Die Vergeſellſchaftung
r Produktionsmittel, die vor Staatsgrenzen nicht

halt mache. Die Gewerkſchaften müſſen zentral ſein, denn die
Erfahrungen haben uns dieſes gelehrt; Lokalismus derſelben ſei
längſt überwunden. Die Konſumgenoſſenſchaften organiſieren
den Konſum und haben zum Teil Eigenproduktion, dabei werden
die von Ritter erwähnten Paraſiten (Agenten, Händler, Kapi-
taliſten) ausgeſchaltet. Allerdings müßten alle Arbeiter auch
dort ihren Bedarf decken. Leider, und das bewies ein Zuruf
aus Ritters Gefolgſchaft, ſeien die Syndikaliſtenrecht ſchlechte Genoſſenſchaftler. Ritter renne alſo
offene Türen ein und ſchädige die Arbeiterbewegung mit der
antiparlamentariſchen Phraſe, die der Reaktion die Felle zutreibe.
Natürlich wurde das Schlußwort recht oft unterbrochen, aber
Herr Ritter fand ſeinen Gegenrichter. Herr Ritter gibt an,
zwölf Jahre im Ausland geweſen zu ſein. Er hat ein noch jugend-
liches Alter gehabt als er dorthin ging. Seine Loblieder auf die
romaniſche Arbeiterbewegung nutzen nicht viel, denn dort ſiehts
recht „mieß“ aus. Hätte Herr Ritter zwölf Jahre Praxis als
Gewerkſchaftler in Deutſchland verlebt, und den Krieg mitgemacht,
dann würde er den ſyndikaliſtiſchen Kretismus in den Orkus
werfen, denn mit ihm wäre die deutſche Arbeiterſchaft erſt recht
belämmert. Aber: „Es iſt nichts ſo dumm, es findet alles ſein

Publikum.“
Arbeiter Mertendorfs! Wir kommen wieder, um Euch die

richtige Bahn zu weiſen.
Merſeburg. Wahl der Metallarbeiter. Mit der

ſehr knappen Mehrheit von 4 Stimmen hat bei der Wahl der Dele
ierten zur Generalverſammlung der Metallarbeiter die Liſteaniel Kmſterdam) geſiegt.

Weißenfels. Schachſpieler. Die dem Schachſpiel hul-
digenden Genoſſen treffen ſich am Freitag, 29. 7., abends 8 Uhr,
am Stadttheater-Volkshaus, ne Merſeburger Str. 14,
ur Gründung eines Ärbeiter-Schach-VPereins. Auskunft erteilt
ilhelm Schneider, Weißenfels, r 40. Genoſſe Arth.

Dittrich aus Leipzig wird einen Vortrag halten über „Das Schach-
ſpiel und ſeine Bedeutung für die Arbeiterklaſſe“.

Zeitz. Ein wohlgelungenes Sommerfeſt. Der
Verein für Geſundheitspflege hatte am Sonntag, den 24. Juli,
zu einem Sommerfeſt nach ſeinem eigenen Feſtplatze eingeladen.
Trotz mangelnder Sitzgelegenheit und wenig Schatten hatten ſich
etwa 1000 bis 1200 Männlein, Weiblein und Kinderchens ein
gefunden um ſich an den Veranſtaltungen zu erfreuen. Es darf
der Verein, deſſen Tätigkeit allgemein anerkannt iſt, wohl einen
anſehnlichen Ueberſchuß ins Kaſſenbuch eintragen. Beſonders
nett und reizend waren die Kinderreigen im Sandbade im
Badekoſtüm. Die ſonſt üblichen Beluſtigungen für Jung und
Alt durften nicht fehlen. Ein Fackelzug bei Einbruch der
Dunkelheit, an dem zumindeſt 600 bis 700 Kinder teilnahmen,
beendete nett die wohlgelungene Veranſtaltung.

Naumburg--Eckartsberga.
Naumburg a. S. Sipo und Schützengildenlieb-

lichkeiten. Der Schützenfeſtrummel iſt vorüber. Man hat
wieder ſeinen neuen „König“, ſeinen „Kronprinzen“ uſw. Es iſt
doch eine ſchöne Sache, wenn man wieder einmal „König“ ſpielen
kann. Zum h gab es noch den üblichen Schützenball mitvorausgehender gen Den reichhaltigen Speiſen und Getränken

wurde wacker zugeſprochen und Männlein und Weiblein bewegten
ſich hierauf im Tanze. Bis hierher war alles gut und ſchön. Doch
es wurde ſpät und ſpäter als ſpat und die Polizeiſtunde war
längſt vorüber. Da dachte die Sipo, jetzt ſchaffen wir Rat und
erſchien plötzlich, um dem Vergnügen ein Ende zu machen. Aber
man ließ ſich nicht ren und irre machen. Als aber nach 2 Uhr
nachts die Sipo wieder erſchien und ernſtlich auf Räumung des
Saales drängte, gab es für ſie eine kleine Ueberraſchung. Da be-
kanntlich am letzten Tage die Titel und Würden verteilt zu wer.
den pflegen, ſo ſollte diesmal auch die Sipo nicht zu kurz kommen.
Es wurden den betr. e Titel wie „grüneJungen“ und „Kommuniſtenbande“ verliehen. Ob ſich die betr.
Beamten für die Titelverleihung erkenntlich gezeigt haben, end
zieht ſich unſerer Kenntnis.

Eckartsberga. „Jn den Armen liegen ſich beide.“
Jn unſerem Städtchen fand am Sonntag ein Sängerfeſt ſtatt. Das
Lokalblättchen brachte dazu folgende Notiz: „Wenn das Wetter
keinen Strich durch die Rechnung macht, dann können wir für
nächſten Sonntag auf ein Sängerſeſt größten Stils hoffen. Vonauswärts wird eine außergewehnllch ſtarke Beteiligung erwartet.

Aus dieſem Grunde möchten auch wir uns der Aufforderung des
Magiſtrats auf Flaggung und Schmückung der Straßen an-
ſchließen. Haben wir voriges Jahr die Landbundgäſte aufs freu-
digſte überraſcht, ſo wollen wir dieſes Jahr den Sängern die
gleiche Ehre erweiſen. Jn ſpätere Jahren wird Gelegenheit kom-
men, daß den Schützen, Turnern, Kriegern uſw. der gleiche Liebes
dienſt erwieſen wird. Die Schmückung kann aber nur dann eine
vollendete ſein, wenn ſich jedesmal die geſamte Bevölkerung da-
ran beteiligt und nicht nur der feſtgebende Verein. Wir müſſen
wetteifern im feſtlichen Schmuck der Straßen, damit jeder Aus-
wärtige gern nach Eckartsberga kommt. Dank der überaus freund
liche Lage unſeres Städtchens haben wir bisher immer Aner
kennung gefunden.“ Das wäre ja an i nicht verwunderlich,
wenn ein bürgerlicher Geſangverein dieſe Notiz in dem Eckarts-
bergaer Blättchen losließ aber in dieſem Falle handelt es ſich
um einen Geſangverein, r aus Arbeitern beſteht
z deſſen Vorſithender nicht etwa ein Deutſchnationaler, ſon
ern ein Kommuniſt iſt. Jn den Armen liegen ſich
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Gevertaſtſites

Die Wahlen der Retallarbeiter.
Sir en: Von 69 zu wählenden Delegierten

der Richtung Amſterdam und 12 der Kommunſiſtiſchen
Dieſe wurden gewählt in der Zahlſtelle Eſſen.

n Hagen: Von 56 Delegierten des Bezirks wurden durch
die lſtelle Remſcheid 7 Kommuiſten gewählt. Alle übrigen

n 49 Delegierten vertreten die Amſterdamer Jnternationale.
Jn Bochum ſiegte die vereinigte Liſte der SozialdemokratenT Anothansigen i 1319 c en die kommuniſtiſche

immen. e gewählten Delegierten (5) gehören derRichtung Amſterdam an. 8 geh
Dn Oberhauſen (Rhld.) wurden mit 961niſtiſchen Stimmen 2 S mokraten und ein

Verbandstag delegiert.

J Mühlheim a. d. Ruhr die Wer eitsliſte“ (KPD.)
302 Stimmen und die „Minderheitsliſte“ (SPD.) 538 Stimmen.
Dieſe Verſchiebung der Mehrheitsverhältniſſe in dem ehemals
kommuniſtiſchen Mühlheim bewirkte die Wahl von 2 Sozialdemo-
kraten. Die Kommuniſten ſind ganz ausgefallen. Jn ganz
Rheinland Weſtfalen wurden alſo neben 113 die Richtung Amſter-
dam vertretenden Delegierten nur 19 Kommuniſten gewählt.

ehören 57
rtei an.

Ase 368 kommu-
nabhängiger zum

In n urg ſchlugen unſere Genoſſen die vereinigten Un-
abhängigen und ommuniſten mit 4045 Stimmen gegen 3271
Stimmen. Alle 10 Delegierten gehören der SPD. an.

P

Von den 18 Hamburger Delegierten ſind 12 Sozialdemokraten
und 6 Unabhängige.

Jn Kiel, der ehemaligen kommuniſtiſche Hochburg, ſiegte die
Liſte A mit 3638 Stimmen gegen 1593, die auf Liſte t entfielen.

1 r Stettin wurden mit 1484 gegen 726 Stimmen 3 Sozial
demokraten und 2 Unabhängige gewählt.

r Saalfeld war die „Mehrheitsliſte“ ebenfalls kommuniſtiſch,
Se aber nur 375 Stimmen, während unſere Genoſſen auf ihre

e 453 Stimmen vereinigten und den zu wählenden Delegierten

Jn Fürth gingen USwh. und Kommuntſten zuſammen.E e T trotz mit 405 Stimmen in der Rlaperheit.
Liſte MSP. ſiegte mit 644 Stimmen.

-rxwk——=
Aus Allet Well

Eine Sprengſtoffabrik zerſtört. z der Sprengſtoffabrik Krie-
wald im Kreiſe Rybnik ereignete ſich eie c were Exploſion
beim Ausl von Exploſivſtoffen. Ein Gebäude iſt ganz in die
Luft geflogen. Elf Arbeiter wurden ſofort getötetſtarben auf dem Transport in das Krankenhaus. Fünf Arbeiter
ſollen noch unter den Trümmern liegen. Die Geſamtzahl der
Schwerverletzten wird auf über 20 r Der Sachſ n geht
in die Millionen. Die Entſtehungsurſache der Exploſion iſt bisher
unbekannt. Der Betrieb wird auf längere Zeit ſtillgelegt werden
müſſen. Bei der Fabrik waren etwa 550 Mann beſchäftigt.

Großfeuer in Poſen. Vergangene Nacht brannte in Poſen die
ehemalige Maſchinenfabrik Zegielski ab, in der jetzt einige pol-
niſche Firmen r ſind. Sämtliche Räume mit einerFrontlänge von 120 Metern wurden ein Raub der Flammen. Der
Schaden wird auf 40 Millionen Mark beziffert.

Großfeuer. Der Geſellige meldet aus Schneidemühl: Jn dem
in der Nähe gelegenen Dorf Haſenberg brach mittags ein Groß-
feuer aus, daß mit raſender Geſchwindigkeit um ſich griff. Um
2 Uhr waren vier Gehöfte mit den dazu gehörigen Stallun gen
und Scheunen vernichtet, insgeſamt etwa 15 Gebäude. Mit Müqe
gelang es den Bewohnern, einen geringen Teil ihrer Habe und
ihres Mobiliars zu retten. Der Schaden geht in die Hundert-
tauſende. Die abgebrannten Häuſer waren alle ſtrohgedeckt. Den
vereinigten Anſtrengungen der Feuerwehren gelang es, eine wei
tere Ausdehnung des Brandes zu verhüten.

Reuentdeckte Höhlen. Wie das „Alpenland“ meldet, wurde
in einem nördlich von Wörgl gelegenen Gebirgszuge ein etwa v'is
600 Meter in die Tiefe führendes Entwickelungsnetz von Höhlen
entdeckt. Die Befahrung eines der fünf Einſteigſchachte führte
dieſer Tage zur Entdeckung eines großen Eisdomes mit einem
Eisſee. Die Forſchungen werden fortgeſetzt.

vie

drei weitere

Leiche iſt noch geſtern abend von Werfen aus an die Unfallſtelle
abgegangen.

Eiſenbahnunglück. Geſtern nachmittag ſti f der eineinen Strecke nach Dürrhennersdorf eine n 7 Vor
ben okomotive und eine entgegenkommende Lokomotive ves

okomotiven wurden zertrümmert, ein Lokomotivführer getötet,
Vrüfungszuges der Dresdner Generaldirektion zuſammen. Die
ein Heizer ſchwer verletzt, weitere Leute leichter.

Sport und Körperpflege.

Das r zum Bezirksſportfeft SovortluſtHalle J und Askania Nietleben I, welches am vergangenen Don
nerstag auf dem Viktoriaplatze ſtattfand, wird morgen, Donners
tag infolge des unentſchiedenen Reſultates von 2:2 nochmals
ausgetragen. Beide Mannſchaften Fgren c gleich ſtark und
der gebotene Sport ſtand auf voller Höhe. orgen heißt es nun:
Dem Sieger die Ehre!“ und auf zum Wiederholungs-Fpiel der Zwiſchenrunde zum Bezirksfeſt Sportluſt

Halle J und Askania Nietleben I auf dem Viktoriaplatze (Sand-
Anfang 287 Uhr um einer ev. Spielverlängerung vorzu

eugen.

Stets gutes Brot bekommen Sie im eigenen Laden!
Jeder organiſierte Genoſſenſchaftler ſollte nur Brot aus

dem eigenen Unternehmen in ſeinem Haushalt konſumieren.
Die Herſtellung erfolgt in ſanitär einwandfreien Betriebs
anlagen durch organiſierte Angeſtellte. er durch Aus-halten des ziehen und Förderung des Genoſſen

aftswefens die Beſtrebungen zur Errichtung der Gemein-
wirtſchaft unterſtützen will, der ſollte ſeinen Bedarf nur im

Allgemeinen Konſumverein Halle a. S. und Umgegend
decken.

Wetterbericht
Donnerstag, den 28. Juli: Ziemlich warm, z bewölkt,

J heiter, nur noch ſtrichweiſe Gewitter, beſonders im O.
un

—-m22m222Verantwortlich für den redaktionellen Teil Willi Lanzke,

alhalla Theater.

Letzte Woche

Das Mädel
vom Cabarett

Operettenpoſſe mit Geſang und Tanz in 3 Akten.

Tageskaſſe 10-1 und ab 6 Uhr.

Beginn 8 Uhr
Bad Wittehind

Hente, Mittwoch, s Uhr abends

Konzert
Philharmonischen Orchester

Gastdirigent:
Benno Pläàätz.

Abonnenten frei.)

Für Wlederverkäuter!

v Llederpantoffeln
(sächsisches Fabrikat)

Hefert aus bestem Material in durchgenäht und holu-
genagelt, mit und ohne Futter, sowie gepolstert z2

billigsten Preisen.
es Lager in Lederhaus- und Spangenschuhen,
lüschpantoffeln und Dachdeckerschuhen.

leder-Pantoffel-Versandhaus
Steinweg 24 HALLE a. S. Steinweg 24.

n Cieleben. ſern
Am Donnerstag, den 28. und Freitag, den 29.

ds. Mis. erfolgt die Ausgabe der Ledensmittelkarten in
den bekannten Geſchätten. Zur Ausgabe gelangen:

a) Brotkarten je Perſon 4 Pfd wöchentlich, für
die Zeit vom 1. Auguſt bis 28. Auguſt 1921.

b) Brotzuſatzkarten für Schwerarbeiter über
1 Pfd. wöchentlich.

c) Zuckermarken für Auguſt an alle Einwohner,
über 1500 Gramm (3 Pfd. je Perſon.

d) Zuckerzuſatzmarken für Kinder bis zum Alter
von 1 Jahr über 250 Gramm.

e) Desgleichen für Kinder von 1-2 Jahren über
125 Gramm.

k Einmachezuckermarken II. Verteilung, für
ſämtliche Einwohner, 750 Gramm je Perſon.

Marken find ſofort nachzuprüfen, Nachforde-
rungen werden nicht anerkannt.

Für verſpätetes Abholen im Wirtſch. Amt, ſind 50 Pfg.
Wehrunkoſtenbeitrag zu entrichten.

Die Zuck rverkaufsſtellen werden ermächtigt, die Haupt
zuckermarke für Auguſt ohne beſtimmten Mengenaufdruck
mit 1500 Gramm (3 Pfd.) Zucker zu beliefern.

Eisleben, den 26. Jult 1921.
Der Magiſtrat.

Dr. Waltsgott.

Arbeitsamt Eisleben
Feruruf 131 132 Fernruf 131 132

sucht
Abteilun dwirtſ16 Knecht ede r an Gaſt

3 Kuhfütterer, led. (16 18 J.) melken.,
2 Ochſenfütterer, led.,
1 ſtarke Tagelöhnerfamilite.

Männliche Abteilung:
Schmiede, 2 Hausburſchen, 4 Waler.

Weibliche AbteilS Aufwartungen, v uns
20 Dienſtmädchen für Privat und Geſellſchaftshäuſer,
11 Dienſtmädchen für Gaſtwirtſchaften,

4 Dienſtmädchen für Hotel i. H.
2 mädchen für Güter,
1 Küchenmädchen für Gut.
1 Manfell perfekte für Gut,

20 Mädchen für Haus und Stallarbeit,
2 Stützen für Güter,
3 Stanzerinnen,
1 Wirtſchafterin für Gut.

200 Meter tief abgeſtürzt.
e nnd

Sachsse Co., hugenbagenstt. 12.

7 Auch in dieſen ungewöhnlich heißen Tagen ſindu w Wasen Rosen und Donnerstag, den 28. Juli wir in der Lage, emmer echte luktrisehe SeeffseheLeinenjoppen, Szenen aus a
8 Leinen- Hosen und von Gorki anzubieten. Die Fiſche kommen in eigenen Kühlur nte: Leinen-Westen. Freitag. waggons in ſtrammſter Eispackung an.

Manschesterzaportanzüge
ur else 7 in allen Grössen,n loden- und Gumml-Regenmäntel.

Grösste Auswahl in
Arbeiter- und Berufskleidung

i. Taitza WeNr. 19

Mersehurg.

Neumarkt

Nr. 18

m IPtadt-Thestei
Knaben-W'ascoh-Bleigen,

für den Anzeigenteil Wilhelm Herzig. beide in Halle.

Der Vogelhändler. Wir offerieren:

h n 33Portionsschellifisc 1.30J eiß nitz. Seelachs o. K.
1.50,

Cabeljau o. K. kl. Fische 1.30
i. Anschn., 220

Austernfischkarbonacd. 390
ft. frische Fetthücklinge Pſd. 5. 00

Donnerstag, den 28. Juli,
abends 8 Uhr

Volks-Sinfonie Konzeri
des ſtädt. Theaterorcheſters.

Leitung Hans Stieber.
Soiiſt: Artur Bohnhardt.

Laufdecken v. 42.50 Mk. an
Knopfdeck. v. 52.50 Mk. an.
Gebirgsdeck. v. 62.50 Mk. an.
Luftſchläuche extr. pa. 20 Mk.

Otto Sdirekt neten Walhalla.

„Nordsee Deutsehlands
fFisehhandel,

Weißenfels.
Grosse Thüringer Wanderausstellung fär

Volks gesundheit und Volsswohltabrt
in Weißenfels in der Zeit vom 24. bis mit 30. Juli

in der Turnhalle am Stadthaus altes Seminar).
Leiter: Schuldirektor Kohlſtock, Gotha.

Eintritt: Erwachſene 1 Mk., Kinder über 12 Jahre 30 Pfg.
Stündliche Führungen, täglich Vorträge!

Jedermann iſt in ſeinem eigenen Intereſſe herzlich eingeladen.
Der Ausſtellungsleiter: Die Weißenfelſer Guttempler

gez. Kohlſtock, Schuldirektor, i. A.
Gotha. Theuermeiſter.

Für Partei-, Gewerkſchafts-, Kinder
und Gartenfeſte uſw.

Laternen, Fackeln, Tragſiäbe, Abſchießſterne, Ab
ſchießvögel, Geſchenk-, Verloſungs- u. viele andere
Artikel, Tanzkontroller, Tanzblumen, Tanzband,
Feſtabzeichen, Eintritts und Garderobenblocks,Girtanden, Fähnchen ſür Garten und Saaldeko

rationen aller Art, Willkommen s Schilder
billigſt wie bekannt bei

Papst,

Buchhandiun

Soxial demokratie
in ihren friedensbemühungen

im Sommer 1917.
Philipp Scheidemann.,

Preis 5.

Grosse U hstrasse 27.

grösstor

Tel. 1274, 1275 u. 5904.

geparaturen
an Uhron

Boldoe und
J Silberwaren,

owie
Schmuckſach.
übernimmt bei

(olid. Ausführ. zu normalen
Preiſen H. Lerner,

Uhren Repara tur-Wertkſtatt

Grohe Steinſtraße 85.
(gegenüber Barfüßer ſtraße).

Bei Einkäufen
bitten wir unsere Partei
genossen und Leser sich
auf die Inserate in der
Volksstimme zu beziehen

Kaiser
hervorragende

Max Dörfel Kingenſoſid
Praih ist Cerab

Prof. Kaufmann

facharrt

tär Soggestionstherapie

verreist.

Volk sstimme,

Paul Lange, Briefpapiereneben Apollo u T nähe Riebeckplatz in r P Blocks

JederBriettaschenStinnes o seine Geldscheintaschen
600000 Arbeiter Butterbrotpapier

wieder vorrätig in der
Maumburger Volksduehhandlung

Markt 10. leleton 263.
Buchhandlung Volksstimme Halle,

Stellen finden.

Heizungsmonteure
durchaus selbständige, ältere

sofort gesucht.

in Bogen und geschnitten
empfiehlt sehr preiswert

Albin rientze,
24 Schmeerstrasse 24,

Kaufgeſuche
Alle Sorten

häute, Felle,

Wolle, lierhaare

kaufen zu Höchſtpreiſen
Gebr. Danglowitz

2 Fiſcherplan 2.Tüchtige, ſelbſtänd. Karofſſerieſattler,
Groß und Kleinſtückſchneider,1 jüngerer Schuhmacher, Verloren

tüchtige Friſeure, Maurer und Maler44 finden Stellung durch das Brohche
Städtiſche Arbeitsamt, T Heiaheren

verloren. SUeberbringer hohe Belohnung
da Andenken, durch Rudolf

Moſſe, Brüderſtr 4.

Abteilung für Facharbeiter.
Salzgrafenſtraße 2. Fernſpr. 7681.

Vereins Amxeiger

zur
Bekanntgabe ſämtlicher Veranſtaltungen

der Sozialdem. Partei,
Bezirksverband Halle. Hauptbüro daſelbſt,

Harz 42/44. Fernruf 6900.
Für die Agitation: Zimmer 12

Reinh. Dreſcher, Heinz Flücht, Sekretäre.
Kaſſe: Zimmer 38. Herm. Kunzemann Kaſſierer.

Poſtſcheckkonto 87 575 Leipzig.

Riesen Auswahl
Jungmann- Bälle
Mk. 38.- 48.- 58.- 68.-78.
Wettspieibälie
M. 75- 85- 95- 125- 145- 165.
Gummiblasen prima Ferner für die dem Allgem. deutſch. Gewerkſchafts

bund G kſchaften ſowie derfußballst S auf den n ſtehenden
)ugendstietfel geſenigen Vereine

auerhaft, billig.
Dreß, Hosen, Stutzen
J. Schärer Cie.

Gr. Ulrichstr. 40.
Eingang Kaulenberg.

Wanzen-
Tinctur

Radikalmittel gegen

9 litz Mittwoch, den 27. Juli, abendse 8!, Uhr, ſpricht w.
Dr Adolf Braun Berlin im Schützenhauſe
über Deutſchlands Lage und die demokratiſche
Repubſik“. Parteigenoſſen und Volksſtimmeleſer.
ſorgt für zahireichen Beſuch dieſer aufklärenden
Verſammlung.

Ei leh Mittwoch, den 27. Juli, abends,gle en. Funktionärſttzung (Unterbezirks u.
Ortsvorſtand) im „Parteibureau“, Pündktlich u.
vollzählig erſcheinen.

den 28. Juli.n Donnerstag MitgüeW am Z O Ha en rund deren Brut Srverw atte nd Pebenemittelderſergung“-
Flasche 4.50 MK.
allein echt bei

Max Rädler,
nur RannischestraßHe 2,

Ecke Sternstraße

Um zahlreiches und pünktliches Erſcheinen der
Mitglieder nebſt Frauen erſucht

Der Vorſtand.
Siersleben (SPD.). Montag, den 1. Auguſt,

im Lokale des HerrnMaurer
Schluss der Anzelgen-

werden eingeſtellt. Annahme 10 Uhr.
runusach

Bauaus- Thielenſtr. Nr. 1, öffentlichen Verſteigerung von FundgegenHenssel, führungen, ſtänden gegen ſoforiige Barzahlung ſtatt.
WMauerſtraße 3-4.

Freitag, den 29. und Sonnabend, den 30. ds. Mts.
von 9 Uhr vormtitag an findet in unſerem Fundbüro hier,

abends 8 Uhr. Volksverſammlung
leiſchauer (Gaſthof Zur

Kugels). Referent Genoſſe Julius Loßmann-
Nürnderg ſpricht übber Deutſchlands Lage und
die demokratiſche Republik“. Männer u. en
erſcheint in Maſſen zu dieſer AufklärungsBer

Der Vorſtand.

en- Verkauf.

ſammlung.
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Halle, Mittwöch, 27. Juli 1921.

Partel Angelegenheiten

Verkäufer. Eintrittskarten für das müſſen bis
x r beim Gen. Kliebe oder in der Buchhandlung
ß ſtimme“ abgerechnet haben.

Salliſcher Gewerkſchafts- und Vereinskalender.
Freier Sängerchor Halle.

Freitag, 29. Juli, abends 8 Uhr, Generalver
ſammlung im Vereinslokal Stadt Dresden, Martinſtr.

e aktiven und paſſiven Mitglieder ſowie Freunde, die ſich
dem Chor anſchließen wollen, werden um pünktliches Erſcheinen
erſucht. Ebenſo auch die Frauen für den nach Erledigung der
Tagesordnung folgenden geſelligen Teil. Der Vorſtand.

Hulle und öholreisorte.

Halle, 27. Juli 1921.

Wer krüht noch: „Lohnabbau?“
Der Ruf nach Lohnabbau erfährt durch die fortwäh-

tende Steigerung aller Lebensmittelpreiſe eine direkte Ab-
ſage. Die IJndexziffer hat zwar angeblich die Höhe der
teuerſten Jeit des vorigen Jahres von 916 noch nicht er
reicht, ſie ſteht zurzeit aber bereits wieder auf 894 gegen 100

der Aber ar wird es nicht mehr dauern,
ſo. i die ndexziffer 916 überſchritten. Nach amtlichen
zatiſtiſchen Zohien beträgt der Bedarf einer dreikö figen

awilie: 4 Brote: 17,60 Mk., 2 Pfd. Mehl: 2,70 Mk., 20
Pfd. Kartoffeln: 8 Mk., 2 Pfo. Gemüſe: 6 Mk., 1 Pfd.

eln: 7 Mk. 1 Pſd. Reis: 4,20 Mk., 1 Pfd. Graupen:
2,80 Mk., 1 ülſenfrüchte: 2,20 Mk., Pfd. Grieß:
1,50 Mk., 124 Pfd. Zucker: 5,55 Mk. Pfd. Kakao: 8,50 Mk.

Pfd. Kaffee: 6 Mk., Pfd. Malzkaffee: 4 Mk., 2 Liter
Milch: 4,60 Mk., 6 Eier: 7,20 Mk., 1 Pfd. Fiſchwaren: 9 Mk.,2 Pfd. Wurſt: 34 Mk., 2 Pfd. Fleiſch: 28 Mk., 1 Pfd. Marga-
rine: 10 Mk., 1 Pfd. Butter: 24 Mk., 1 Pfd. Fett: 11 Mk.,

Pfd. Oel: 9 Mk., Liter Se 90 Pfg., Pfd. Salz:
20 Pfg., 100 Gramm Gewürz: 2 Mk., Pfd. Seife: 4,50 Mk.
Kohlen und Holz: 20 Mk., Beleuchtung und Miete: 10 Mk.
Somit ſtellt ſich der Bedarf auf 315,45 Mk. wöchentlich.
Fpuige Auserwählte haben nur dieſen Verdienſt, und viele
Arbeiter müſſen aus dieſem Grunde noch ſehr viel von
dieſem Bedarf ſtreichen. Sie können nur das Allernotwen-
digſte kaufen. Damit iſt aber das Wochengeld noch nicht
für alle Bedürfniſſe eingeſtellt; es kommen für eine drei-
köpfige Familie noch hinzu: Krankengeld für Mann und
Frau: 10 Mk. Steuern 15 Mk., Zeitungen und Verſiche-
rungen: 5 Mk. uſw., ſodaß alſo z rund 400 Mk. ange-
nommen werden können. elcher Arbeiter und Beamte bis
zur Beſoldungsklaſſe 8 kann aber ſeiner Frau wöchentlich
300 Mk. Koſtgeld geben, zumal wenn er vielleicht gar drei
oder vier Kinder hat und der Bedarf an Kleidung, Wäſche,
Schuhwerk uſw. noch viel höher iſt als bei einer dreiköpfigen
Familie l keiner iſt in dieſer glücklichen Lage; noch
viel weniger iſt an für ſchlimmere Tage zudenken. e ganze erei über Lohnabbau iſt demnach
weiter nichts als eine Jrreführung, verhüllt nur das Streben
des Unternehmertums, die Lebenshaltung äußerſt niedrig

halten und die ganzen Kriegsfolgen auf die Maſſe der
rbeiter und Feſtbeſoldeten abzuwälzen. Das ſchreckener-

regende Schlagwort „Lo u“ muß unbedingt einem
etergiſchen Lohnaufbau“ Platz machen, zumal eine
weitere Ve e wichtigen Nahrungs- und Bedarfsartikel in die Nähe gerückt iſt Dieſe Zahlen, die wir

hier veröffentlichen, haben amtlichen Charakter.

Warum ſteigen die Vutterpreiſe?

lich finden.
deutet, die
markt am

e eine Berechnung des Butterpreiſes, welcher detailliert ſo aus
Zur ten eines Pfund Butter werden z. Z. 14 15Liter Vollmilch J. 1 Liter koſtet im Kleinhandel in Halle

280 Mk. Alſo 15 X 2,80 42,00. Hiervon gehen 14 Liter Mager
nilch ab, das Liter zu 1,40 Mk. 14 X 1,40 19,60. Bleibt e

40 Mark, das iſt alſo der Kleinverkaufspreis für 1 Pfun
utter. Legt man aber den Verkaufspreis von 29 Mk. zu Grunde,

wie er verlangt wurde, ſo W ſich die Land-wirte bezw. kereien das Liter Vollmil um Preiſe von
320 Mk., alſo 40 Der v als der Verkaufspreis für Halle
feſtgeſetzt wurde. Die Molkerxeien rianlen aber das Liter Milch

ihrem Fettgehalt zu 1,60——2,00 Mk., ſomit haben ſie einen
inn e 50 Prozent. Fracht und Speſen müſſen
mer en.Wenn man aber unſeren Agrariern eine ſolche Rechnung vor-

legt, dann erklären ſie ganz verblüfft, ja das ſtimmt aber nicht,
die ermilch kann ich doch nicht mit 1,40 Mk. berechnen, damit

iſte ich doch meine Schweine. o die Herrſchaften wollen dieſe
Rilch umſonſt haben, damit ſie billige Schweine mäſten kön-
nen. Jn Wirklichkeit T aber der Konſument dieſe Magermilch

per 4ahlen, einmal beim Butterpreiſe und dann bei den
en.

r noch etwas anderes kommt bei der Butterpreisſteigerung
in Vetracht. Je höher die Butter im Preiſe ſteigt, je knapper
wird die Milchzufuhr in den Städten, weil ſie zur Butterher
fung lohnendere Verwendung findet. Das zeigt i ſchon jetzt;

es doch bereits ſoweit gekommen, daß einzelne Milchhändler
h Land fahren und den Bauern (chont 2,50 Mk. r das Liter
dis bieten, eine Preistreiberei die jeder Beſchreibung ſpottet.

e Leidtragenden ſind die Aermſten der Armen, welche ſchon r
kaum in der Lage ſind, die Milch zu kaufen. Das wichtigſte Nah
a brritet für unſere Kinder, Kranken und Greiſe, wird nur noch
d Fhantaſiepreiſen zu haben ſein, das iſt der Se ge n der ſo
viel geprieſenen „Freien Wirtſchaft.

Der Achtſtundentag und die Verkehrsarbeiter.

Vom r Verkehrsbund wird uns geſchrieben: DerZampf um die Erhaltung des Achtſtundentages wird bereits den
Straßen und Kleinbahnern aufgezwungen. Der Referenten-
Atwurf eines über die Regelung der Arbeitszeit desPLerſonals der Eiſenbahnen iſt fertig. Kollege Falk- Berlin

ndelte in einer gutbeſuchten Verſammlung der Straßen und
Kleinbahner im Volkspark a Machwerk. Ausgerechnet ſucht
nan ſich das Verkehrsproletariat als Prüfſtein zur Veſeitigung

t letzten Errungenſchaften der Revolution aus.

1. Beilage zur Volksſtimme.
der Verkehrsproletarier. Trotzdem das Heer der Arbeitsloſen be
ängſtigend ſteigt, will man auf dieſe Art weitere Zehntauſende
auf die Straße ſetzen. Die übrigen ſollen durch längere Arbeits
zeit und ohne Lohnerhöhung die bankerotten Betriebe, die wäh
rend des Krieges auf den Hund gewirtſchaftet ſind, auf ihre
Kne geſund arbeiten.

Sehr ſchnellas allein iſt die kg der Unternehmer.
eitgeberverbandes in der Regierunghaben die Wünſche des Ar

ein offenes Ohr gefunden. Vor wenigen Monaten iſt in ihrer
Generalverſammlung in Rürnberg ein ſolcher Antrag an die Re
gierung beſchloſſen. Zugleich wurde feſtgeſtellt, daß die jetzige
Unrentabilität der Bahnen auf die außerordentlich hohen und
durch nichts gerechtfertigten Preiſe der Betriebsmittel zurück-
zuführen iſt. Nach Ausſpruch des Generaldirektors Dr. Wuſſow
ſind es Wucherpreiſe, die bezahlt werden müſſen, ſie ſind um das
25 fache der Friedenspreiſe geſtiegen. Die Löhne höchſtens um
das 7 fache. Hier iſt augenfällig, daß dieſe Kreiſe nichts zum
Aufbau der Wirtſchaft beitragen wollen, dagegen das Verkehrs-
verſonal durch Verlängerung der Arbeitszeit zum weiteren
Aderlaß zwingen. Der Entwurf ſollte bereits am 1. Juli in
Kraft treten.

Dagegen muß das Perſonal den Kampf aufnehmen in einer
geſchloſſenen Organiſation. Nur an euch Kollegen liegt es, wel-
chen Erfolg die Feinde des Achtſtundentages haben werden.

Der Deutſche Verkehrsbund wird jedem Anſchlag auf den
Achtſtundentag mit allen Mitteln entgegentreten. Dazu be-
dürfen wir der Hilfe auch des letzten Berufskollegen. An die
Arbeit, Beamte, Angeſtellte und Arbeiter im Verkehrsgewerbe!
Scheut keine Mühe im Dienſt der Organiſation. Jeder für den
Deutſchen Verkehrsbund gewonnene Kollege iſt ein Streiter für
unſer menſchenwürdiges Daſein. Unſere Kampfparole lautet:
„Für den Achtſtundentag! Gegen den Fünfzehnſtundentag!“Die folgende Entſchließung wurde einſtimmig angenommen:

Die am 21. Juli 1921 im Volkspark in Halle verſammelten
Angeſtellten, Arbeiter und Beamten der Verkehrsbetriebe in und
um Halle, nehmen Kenntnis von dem Entwurf zur Vernichtung
des Achtſtundentages in den Bahnbetrieben. Sie bezeichnen
dieſen Anſchlag als Provokation und ſind feſt entſchloſſen, dieſen
Schlag zu varieren, den Kampf in geſchloſſener Front mit den
Berufskollegen des Reiches unter Führung des Deutſchen Ver-
kehrsbundes aufzunehmen. Dieſer Kampf bedeutet den Auftakt
zu Entſcheidungskämpfen um die Befreiung des

Verkehrsperſonals aus dem Joche des Kapi-
talismus!

Die Verſammelten geloben alles daran zu ſetzen,
Kampf in einheitlicher Front ſiegreich beſtanden wird!

sondergericht,

Anklageverwechſelung! Ein Zuwiſchenfall.

Freigeſprochen wurden die Brüder Dippold von hier, die
in ihrer Arbeit in Höhnſtedt am Gründonnerstag gehindert
wurden und ſich deshalb in Halle eine neue Arbeitsſtelle an-
weiſen ließen, wo ſie am Karſonnabend beginnen ſollten. Als ſie
aber ſich nochmals in Begleitung eines anderen Bruders nach
Höhnſtedt begaben, um ihr Arbeitszeugnis abzuholen, wurden ſie
von Bewaffneten unterwegs aufgegriffen. Man
ſperrte ſie zunächſt in eine Scheune. Tags darauf verſchleppte
man ſie nach Leunga, wo ſie ſich aber von allen ſtrafbaren
Handlungen freihalten konnten, weshalb das Gericht nach kurzer
Verhandlung zur Freiſprechung gelangt.

Durch eine Perſonenverwechſelung kommt der Arbeiter
Franz Weber aus Querfurt auf die Anklagebank. Jhm
werden die Vergehen zur Laſt gelegt, die ein gleichnamiger,
bisher unauffindbarer junger Menſch aus Gröbers begangen
hat. Bald erweiſt ſich natürlich ſeine Unſchuld. Er wird frei-
geſprochen. Aber die unſchuldig verbüßte Unterſuchungshaft wird
ihm niemand erſetzen. Es iſt höchſt bedauerlich, daß dieſe
Verwechſelung möglich war. Ergaben ſich denn in den Vor
ver nehmungen und Verfahren gar keine Zweifel an der
Jdentität dieſes Weber mit dem beſchuldigten Weber?!

Vexbrechen gegen das Entwaffnungsgeſetz, Land-
friedensbruch und Anſchluß an einen bewaffneten Haufen

damit der

Die Verkehrsgewaltigen rechnen mit der politiſchen und wirtheftlichen Jndifferens, ſowie der organiſatorifchen Zerſplitterung
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werden dem Angeklagten Bruno Bär aus Querfurt zur
z gelegt. Ein gewiſſer Kramer munterte ihn zur Teil-
nahme an dem Putſch auf und bewog ihn, ſich einem kleinen
Haufen anzuſchließen, der das Auto des Kaufmanns Kuhne
aus Querfurt mit Beſchlag belegte, um damit in den umliegen-
den Ortſchaften Lebensmittel zu requirieren und zu den kämpfen-
den Kommuniſten ſchaffen zu können. Bei der Durchführung
dieſer Abſicht wurden aber dieſelben „Kommuniſten“ von Auf
ſtändiſchen, die ſie für Spione hielten, gefangengeſetzt. Der
Führer des Kraftwagens, Thiele, der gezwungen den Wagen
fuhr, macht für Baer und den flüchtig gewordenen Kramer ſehr
belaſtende Ausſagen u. a. auch, daß Baer eine Waffe getragen
hat, was auch von anderen Zeugen beſtätigt wird.

Mitten in der Verhandlung meldet ſich der flüchtige
Kramer, um den Angeklagten zu entlaſten. Er hat ſein Ver
ſteck verlaſſen und ſtellt ſich der Juſtiz, um in dieſem Prozeß für
Baer ausſagen zu können. Jn der begreiflichen Aufregung redet
er aber ziemlich konfuſes Zeug, das dem Angeklagten gar nicht
nutzt und nur zu ſeinem eigenen Schaden dient. Auf Antrag der
Staatsanwaltſchafft wird der bisher eifrig geſuchte Kramer
in Haft genommen. Daß ſich die „Allgemeine Zeitung“
(vielleicht leidet ſie an Stoffmangel) über das Verhalten Kra-
mers nicht gerade beſonders geiſtreich luſtig macht, wird an
anderer Stelle unſeres Blattes in Kürze kritiſch beleuchtet
werden.

Das Gericht verurteilt den Angeklagten Baer gemäß den
oben angeführten Paragraphen nach dem Antrage des Staats
anwalts zu 1 Jahr 6 Monaten Gefängnis.

Unter den Aufſtändiſchen im Mansfeldiſchen befand ſich der
Angeklagte Walter Pantzack aus Halle. Er war Mitglied
der Roten Armee und wird deshalb wegen Anſchluſſes an einem
bewaffneten Haufen unter Zubilligung einer Strafaus
ſetzung mit Bewährungsfriſt zu 6 Monaten Gefängnis ver-
urteilt.

Die Angeklagten Otto Buchmann und Paul Reinecke
aus Löſau und Laucha befanden ſich unter den Aufſtändiſchen
in Leung, wo ſie bis zur Einnahme des Werkes ohne Fluchtverſuch.
deſſen Möglichkeit ſie beſtritten, verblieben. Buch mann wird
zu 8 Monaten Gefängnis, Reinecke zu 7 Monaten Gefängnes
verurteilt.

Anders liegt de rTatbeſtand bei den Angeklagten Rehm
aus Weißenfels und Ponitz aus Löſau, die auch in die
Ereigniſſe in Leung verwickelt worden ſind. Sie können über
zeugend dartun, daß ſie tatſächlich nur durch un widerſteh-
lichem Zwang zur Teilnahme bewogen wurden. Deshalb
kommt der Paragraph 52, der vollkommene Entlaſtung nach ſich
zieht in Anwendung. Beide Angeklagte werden freigeſpröchen.

„Kam, ſah ſaß.“
Die „Allgemeine Zeitung“ ſcheint von der Sauregurkenzeit

ungemein erfoßt zu werden. Nur äußert ſich das bei ihr in ſo
grotesken und gefährlichen Formen, daß man ſich an den Kopf
greift, ob denn Derartiges möglich iſt. Denn geſtern fällt das
Stinnesblatt ſogar auf den Gedanken, einen Mann, der ſich dem
Sondergericht ſtellte (es handelt ſich um Kramer, ſrbe Sonder-
gerichtsbericht) und deshalb in Unterſuchungshaft genommen
wird, anzupöbeln. Jeder weiß, daß das Sondergerichtsverfahren
alles andere als eine Annehmlichkeit bedeutet. Ja, es iſt ſogar
eine Tragödie, daß hier die Mitläufer, die ihrer Tat gar nicht be-
wußt geweſen ſind. in Bauſch
Dieſe einſeitige Jnſtiz laſtet auf uns.

5. Jahrgang Nummer 173
Wie kann wan alſo einen Mann verſpotten, wenn er ſich

dem Gerichte ſtellt, um einen Anderen ſogar zu entlaſten? Hat
die „Allgemeine Zeitung“ kein Schamgefühl? Oder freut ſie
ſich etwa über jeden Arbeiter, der von den Sondergerichten zu
r wird. Auf jeden Fall hat ſie mit ihrer geſtern raſch
abgefaßten und prickelno zubereiteten Sondergerichts- Depeſche
ihren Leſern noch etwas recht Pikantes zum Abendbrot vorſetzen
wollen und dabei ihr wahres Geſicht enthüllt.

Deutſcher Metallarbeiter- Verband
(Ortsverwaltung Halle).

Jn der am 22. Juli in Wilsdorfs-Geſellſchaftshaus abgehal
tenen Mitgliederverſammlung erfolgte zunächſt eineAusſprache über die aufzuſtellenden Lohnſähe Ein Antrag 1,50

Mark et Mann und Stunde zu fordern, wurde abgelehnt und
daraufhin der Vorſchlag von 1 Mark je Mann und Stunde an
genommen. Ferner wurde ein Antrag angenommen, den ſtreiken-
den oder ausgeſperrten Kollegen außer den ehe gewährten Zu
ſchlägen von der Lokalkaſſe einen weiteren Zuſchuß zu gewähren
und zwar für Verheiratete 30 Mk. und für Ledige 20 Mk. je Woche.
Begründet wurden die Maßnahme mit der in h Zeit ſich
wiederum recht fühlbar machenden Teuerung, welcher durch den
Beſchluß wenigſtens in etwas entgegen gewirkt werden kann. Ein
aus der Mitte der Verſammlung geſtellter Antrag auf Zahlung
eines J in Höhe von 1 Mk. für die Woche, wurde,
nach Erklärungen des Vorſitzenden Kollegen Gröbel, daß ſich der
Lokalkaſſenbeſtand gerade in letzterer Zeit in erfreulicher Weiße
gehoben habe und daher dieſe Maßnahme nicht notwendig ſei,
rückgezogen und der Antrag der Ortsverwaltung einſtimgenommen. Dieſe Erhöhung der Streikunterſtützung erfolg r

ohne irgendwelche Erhöhung des Beitrages. Sodann hielt der
Landtagsabgeordnete Kollege Bock aus Magdeburg ſeinen
leicht verſtändlich aufgebauten Vortrag über Arbeitsloſigkeit, Kurz
arbeit und die geſetzlichen Maßnahmen dazu. Der Beifall bewies,
daß die Kollegen mit den Ausführungen einverſtanden waren.
Nach wahrheitsgemäßen Richtigſtellungen über unwahre Bekannt-
machungen in der „Tribüne“ über den Modelltiſchlerſtreik, ſowie
über den Streik der Klempner und Jnſtallateure erfolgte Schluß
der Verſammlung.

Rückgang der Poſtdiebſtähle. Jn vieeln Ländern ſind wäh
rend des Krieges ſowie in der Nachkriegszeit wie bei der Eiſen
bahn ſo auch bei der Poſt die Ausgaben für Erſatzleiſtungen
ſehr bedeutend geſtiegen. Die Poſtverwaltung der Schweiz be
rechnet für ihren Bereich nach ihrem neueſten Verwaltungsbericht
die Zunahme der Paketverluſte gegenüber der Vorkriegszeit auf
675 v. H. Jn Frankreich haben ſich nach dem „Temps“ die Aus-
gaben für Erſatzleiſtungen bei der Poſt von 1,5 Millionen Fran-
ken in der Vorkriegszeit auf 24 Millionen Franken, alſo um 1600
v. O. vermehrt. Der Umfang des franzöſiſchen Paketverkehrs
macht dabei etwa den fünften Teil des deutſchen aus. Die
Reichspoſtverwaltung kam vor dem Kriege in ihrem Haushalt
mit einer Jahresſumme von 240 000 Mark aus, um daraus alle
Entſchädigungen zu beſtreiten, die Erſatzleiſtungen betrafen.
Dagegen erreichten dieſe Ausgaben im Rechnungsjahre 1916
1 Million, 1917 5 Millionen, 1918 10 Millionen und 1919 wo
die gleichartigen Ausgaben bei der Reichs-Eiſenbahnverwaltung
nach einer kürzlich von ihr der Preſſe gemachten Mitteilung in
zwiſchen auf 120 Millionen Mark angewachſen waren den
vierten Teil davon, alſo 30 Millionen. Jm Rechnungsjahr 1920
haben ſich die Ausgaben bei den Erſatztiteln weiter erhöht. Am
den darauf einſetzenden ungeheuren Verkehr der abgegebenen
Wertpakete (die von Poſtbeamten ſtändig überwacht werden),
etwas abzuſchwächen, erhöhte die Reichspoſtverwaltung den an
das Publikum zu zahlenden Vergütungsſatz für verlorene oder
beſchädigte gewöhnliche Pakete um ein namhaftes. Unter der
Wirkung dieſer Maßnahme ſind die Fälle der Veruntreuung von
Wertvpaketen erheblich zurückgegangen, nämlich von 11 000 Stück
im zweiten Viertel des Rechnungsjahres 1921. Dementſprechend
haben ſich die Erſatzbeträge für dieſe Sendungen vermindert von
8 Millionen Mark im zweiten Viertel 1920 auf 4,8 Millionen
im erſten Viertel 1921. Auch ſonſtige Maßnahmen der Poſtver
waltung, insbeſondere die Verſchärfung des Ueberwachungs
dienſtes namentlich auch in dem beſonders gefährdeten rheiniſch
weſtfäliſchen Jnduſtriegebiet, ferner die ſtändige Einwirkung auf
das Poſtperſonal, an der Ermittlung von Poſtdieben mitzuwir-
ken ſowie die Ausmerzung zahlreicher unzuverläſſiger Poſthelfer
und ihr Erſatz durch Poſtfachbeamte haben zu jenem Ergebnis
mit dazu beigetragen. Es iſt hiernach zu erwarten, daß die
Sicherheit im Poſtbetriebe fortgeſetzt weiter zunimmt.

Eine doppelte Verleumdung ſtreut wiedermal die „Tribüne“
in ihrer geſtrigen Nummer aus. Sie erzählt ihren gläubigen
Leſern, daß jetzt ein Unterwachtmeiſter, David mit Namen, der
ſich zurzeit bei der Schutzpolizei in Torgau befindet, entlaſſen
worden iſt, weil er einen Artikel über den Drill in der Schupo“
für die „Volksſtimme“ geſchrieben haben ſoll. An dieſe Meldung
ſpinnt das Kommuniſtenblatt nun ein furchtbares Papperlapapp.
Es quakt davon, daß wir, die wir doch angeblich für die
Intereſſen der Schupo eintreten, von dieſer Entlaſſung kein Ster-
benswörtchen bringen. Wir müßten ſchweigen, ſo geht es weiter,
weil Hörſing unſer Parteigenoſſe iſt und er die Hand dabei im
Spiele hat. Es iſt ja in der „Tribüne“ zum Modus geworden,
Verleumdungen zu verbreiten, für die das Blatt nicht die leileſten
Anhaltspunkte hat. Nicht anders ſteht es mit der geſtrigen Notiz
über die Entlaſſung. Wir erklären, daß wir am 15. Juli kei-
nen Artikel über die Schuop aus fremder Feder gebracht ha
ben und weiter müſſen wir feſtſtellen, daß wir keinerlei
Kenntnis von der Entlaſſung hatten. Wäre dem nicht ſo,
ſo würden wir keinen Augenblick gezögert haben. gegen dieſe Ent
laſſung anzukämpfen und hätten dabei die Perſon unſeres Gen.
Hörſing nicht geſcheut. Es iſt eine Jnfamie ohnegleichen, wenn
die „Tribüne“ aus dieſen Vorkommniſſen Kapital für ſich heraus-
ſchlagen will. Keine Zeitung hat bisher die Schupo mehr mit
Dreck beworfen als die „Tribüne“ und das geſchah von ihr grund-ſätzlich“, e re der Perſon“ und jetzt will ſie ſich zur
ureigentlichen Jntereſſenvertretung der Schupo aufſchwingen. Es
iſt zum ſchießen!

t und Vorpfändungen gegen Poſtſcheck-
guthaben. Um die Weiterungen zu beſeitigen, die bei der Zu
ſtellung der Pfändungsbeſchlüſſe und Vorpfändungen gegen das
Poſtſcheckguthaben entſtanden ſind, hat der Reichspoſtminiſter an-
geordnet, daß vom 1. Auguſt 1921 ab für die Entgegennahme der
Zuſtellung von Pfändungsbeſchlüſſen und Vorpfändungen, die ſich
auf das Poſtſcheckguthaben beziehen, nur die Poſtſcheckämter zu
ſtändig ſind.

Annahme gewöhnlicher Pakete durch die Paketbeſteller. Die
Paketbeſteller in Halle dürfen gewöhnliche Pakete zum Abliefern
an die Poſtanſtalt annehmen. Die Abholung aus der Wohnung
kann ſchriftlich oder durch Fernſprecher Nr. 7551 bei dem Poſt
amt 2 (Thie r 2a) beſtellt werden. Für die Beſtell
ſchreiben oder -karten, zu denen ungeſtempelte Poſt
karten zu benutzen ſind, wird keine Gebühr erhoben; ſie können
in die Briefkaſten gelegt oder den beſtellenden Boten mitgegeben
werden. Die Paketbeſteller nehmen die Pakete entweder in den
Häuſern, die ſie zum Beſtellen oder Abholen betreten, oder an den
Stellen entgegen, wo ihr Fuhrwerk hält. Für jedes Paket iſt
außer der Freigebühr eine Nebengebühr von 50 Pfg. voraus-
zuentrichten.

Ferienwanderung. Auf allgemeinen Wunſch der teilneh-
menden Mütter findet die nächſte Heidewanderung am Frei-
tag, den 29. Juli, ſtatt. Treffpunkt für alle Teilnehmer 8 Uhr
Hallmarkt (Treffpunkt Mohr iſt aufgehoben). Unkoſten entſtehenund Bogen abgeurteilt werden
für dieſe Wanderung nicht. Der Arbeiterwohlfahrtsausſchuß
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Freiwillige Spenden für die Sozialdemokratiſche Partei.

Unſer die nft 292, M.Genoſſe er, Berlin 10, M.Unſer die Kunſt 10 M.
D. 9312, M.Bezirksvorſtand.

J. A.: H. Kunzemann, Bez.-Kaſſ.

Eine geiſtige Fmpotenz von erſchreckendem Umfang doku-
mentiert ein Bericht in der „Tribüne“ über die öffentliche
Verſammlung, welche am Montag von unſerer Partei ein
berufen worden war. Daß der Vortrag der Gen. Pfülf mit
„Phraſen“ abgetan wird, iſt bei der Unfähigkeit der „Tribüne“
zu einer ſachlichen Widerlegung kaum übelzunehmen. Ein
Zeugnis von Geiſtesarmut und Lächerlichkeit ſtellt ſich das
Blatt aber aus, indem es den ganzen Senf veröffentlicht, den
der Herr Kukuk als Diskuſſionsredner in der ammlung
verzapfte. Wir geſtehen, daß wir uns geirrt haben in der
Annahme, die „Tribüne“ würde die almei des Herrn
Kukuk über ſeine eigenartige Klaſſenkampftheorie beſchämt
verſchweigen. Nichts von dem! Alles was jener Auchkommu-
niſt unter fröhlicher Ausgelafſenheit der Verſammlungsbe
ſucher ſagte, wiederholt die „Tribüne“ und ſie beweiſt damit,
wie tief ihre Einſicht von den Grundbedingungen des Klaſſen
kämpfes, den die V. K. P. D. bekanntlich nur allein in voller
Reinheit vertritt, iſt. Karl Marx hat umſonſt für die Leiter
es kommuniſtiſchen Organs gelebt. Was würde er wohl

dazu agen, daß die modernen Kommuniſten die Begründung
r ihre Gewaltmethoden aus den Balladen und anderen

ichtwerken unferer klaffiſchen Meiſter holen? „Es gilt uns
nut zu rühren des Königs ſteiner'n Herz.“ Welch Klaſſenhaß

leuchtet daraus: „Nachbarin Euer Fläſchchen?“ Wir wiſſen
s nun. Wenn die Kommuniſten bisher auch keine wiſſenſchaft-
liche und den beſten Gegenargumenten ſtandhaltende Ver-
teidigung für das von ihnen erſtrebte Gewaltregiment be-
ſaßen, jetzt haben ſie doch den Stein der Weiſen gefunden,
und zwar in der Poeſie. Und dieſe Begründung der
kommuniſtiſchen Kampfmethoden mußte ausgerechnet Herr
Kukuk finden!

Gelandete Leiche. Geſtern vormittag wurde an der Raben-
inſel die Leiche des am Tage zuvor beim Baden in der Saale in
folge Herzſchlages ertrunkene Friſeurs Willi Rommel aufge
funden. Die Leiche wurde nach dem Südfriedhof geſchafft.

Wer iſt der Tote? Am 26. 7. 21 iſt in der Flur
Helbra bei Eisleben ein Fremder an Hitzſchlag verſtorben. Be
ſchreibung: 40—45 Jahre alt, engl. geſchniitener Schnurrbart.
Bekleidung: Hellblauer Kammgarnanzug, Militärſchuhe, Sporr-
mütze, weißes Hemd gez. E. H. Da der Verſtorbene von Halle
und von „Zumdienſtgehen“ geſprochen hatte, wird angenommen,
daß es ſich um einen Beamten aus Halle handelt. Die Leiche
befindet ſich im Leichenhaus des ſtädtiſchen Krankenhauſes zu
Eisleben.

Vad Wittekind. Auf das heute, Mittwoch abends 8 Uhr,
ſtattfindende Konzert des Phil harmoniſchen Orcheſters unter
Leitung des Gaſtdirigenten Benno Plätz ſei nochmals empfehlend
hingewieſen. Die Vortragsfolge enthält klaſſiſche und heitere
Werke von Mozart, Haydn, Roſſini, Delibes, Strauß und Liſzt.
Abonnenten haben freien Zutritt.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, abends 71 Uhr, gelangt
„Der Roſenkavalier“ zur Aufführung. Donnerstag „Nacht-
aſyl“, Freitag zugunſten der Wohlfahrtskaſſen der Genoſſen-
ſchaft Deutſcher Bühnenangehöriger und des Deutſchen Büh-
nenvereins „Der Vogelhändler“, Sonnabend Wilhelm Tell“,
Sonntag nachmittag Volksvorſtellung „Prinz Friedrich von
Homburg“, Sonntag abend „Der Roſenkavalier“.

VolksSinfonie- Konzert auf der Peißnitz. Wie ſchon mit
geteilt, veranſtaltet das ſtädt. Theater- Orcheſter am Don-
nerstag, dem 28. Juli, abends 8 Uhr, auf der Peißnitz das
nächſte Volks-Sinfonie- Konzert unter Leitung von Kapell-
meiſter Hans Stieber. Zum Vortrag gelangen Ouverture
„Euryanthe“ von Weber, Sinfonie Nr. 7 A-Dur von Beet-
hoven, Vorſpiel zu „Parſifal“, Walthers Preislied aus „Die
Meiſterſinger von Nürnberg“ für Violinſolo mit Orcheſter,
vorgetragen von Konzertmeiſter Artur Bohnhardt und die
Ouverture zu „Der fliegende Holländer“. Karten zum Preiſe
von 2 Mark ſind an der Abendkaſſe auf der Peißnitz er
vältlich.

Die goldene Kugel. U.-T.-Lichtſpiele. Otto Trep-
tow zieht im Luſtſpiel nicht mehr. Nun wird er Regiſſeur,
Filmdichter und Kriminalkommiſſar in einer Perſon und
bäckt eine kleine Mordhandlung zuſammen. Nennt es Drama
und fetzt es einem ſchaubegierigen Publikum vor. Soweit iſt
ſicher nichts erfreulich. Aber wir werden mit der eleganten,
ſchauſpieleriſch glänzenden Gertrud Welcker, dem immer noch
vollwertigen Erich Kaiſer-Titz und Albert Patry vor
einer Enttäuſchung bewahrt. Denn ſie formen den Stoff mit
glänzender Geſte. Wenn dieſe Schauſpieler ihre Kräfte doch
einmal in den Dienſt beſſerer Sufjets ſtellen könnten!
Eine tiefgreifende Wirkung wäre ſicher. Ein Luſtſpiel mit
Leo Peukert und der überſchäumenden Lotte Werck-
meiſter „Leo und ſeine Kammerjungfer“ iſt ja ganz nett.
Aber dieſe heiteren B.-B.-Filme drehen ſich immer um den
ſelben Kulminationspunkt. Eheliche Seitenſprünge, die am
Schluſſe harmoniſch und moraliſch zu allgemeiner Zufrieden-
heit zurechtgerückt werden. Man ſollte endlich einmal auf
kapriziöſere Jdeen verfallen. Hr.

Könnern (S.). Pfülf-Verſammlung. Am Sonn
abend fand hier eine öffentliche Verſammlung der S. P. D. ſtatt,
in welcher Genoſſin Pfülf- München über „Monarchie und Repu
blik“ ſprach. Jm 15ſtündigen eher ſie, wie die
Monarchie nur einer kleinen Klaſſe den z gab, ihre Rechte
auszunützen, aber die Pflichten der breiten Volksmaſſe auferlegte,
die Republik ä es ins Gegenteil verwandeln muß. Wenn
dies bisher noch nicht geager ſo trifft ein großer Teil der
Schuld die Volksgenoſſen ſelbſt. Jnsbeſondere ging ſie dann auf
die Steuerftagen zum Herbſt ein und ermahnte beſonders die
Frauen bei den eventuell kommenden Wahlen, dafür zu ſorgen,
daß die Frauen der arbeitenden Schichten nun endlich ihre Gleich-
berechtigung anwenden und den Stimmzettel der Sozialdemo-
kratie in die Urne werfen. Jn der dann S

reſſe ein. 2Beyerling und nan näheren auf die m Schlu
wort forderte Genoſſin Pfülf die Frauen auf ebenfalls in derSozialdemokratiſchen rtei zu a mnenzuſcht eßen, um unſere
Jugend im ſozialiſtiſchen Sinne erziehen zu können.

Bee Zur är e. Unſer Bernburger Parteiorgan gibt darüber folgende rſtellung: „Eine
Sipopatrouille von zwei Mann überraſchte in der Freitagnacht
in der Gerbitzer ße flur einige Gerbitzer Einwohner angeblich
beim Gerſtediebſtahl. Auf Anruf blieben fünf von den Fliehen
den ſtehen, während der Sechſte weiterlief. Darauf wurde von der
nule auf den geſchoſſen, der dann tot zuſammen
rach.“ Soweit der Sachverhalt, wie er gemeldet wird. Wenn

dieſe Schilderung zutrifft, dann muß das Vorgehen der Patrouille
c den Fliehenden die allerſchärfſte Kritik herausfordern. Nach
unſerer Auffaſſung dürfte die Sipo nur in der Rotwehr zur Waffereifen. Jn dieſem Falle iſt aber das Schießen ein Verbrechen

denn fünf von den angeblichen Spitzbuben ſtehen geblieben Hauſen,

waren, Zuien vie Penſanatien des ſechſten ohne grohe Mühe Kelbra. Gewerkſhaftefe Vonges feſtgeſtellt werden können. Eine ſtrenge Unterſuchung iſt zu begünſtigt, feierte am Sonntag die ne

ordern. Am Sonnabend hat die Gerbiger Arbei ine ein verbunden mit Um
Verſammlung gehalten in der gegen die Sipo ſcharf 1 Uhr ſetzte ſich der Feſtzug, an welchem aus Ge

Stellung mmen wurde. e Empörung o groß. daß die noſſen beteiligten, in a der gelegenen
Arbeiterſchaft der ganzen Umgegend an der Montag mittag Mahlrietsweiſe, welge Herr t ermann in
ſtattfindenden Beerdigung geſchloſſen teilnahm. Genoſſe anerkennenswerter iſe wieder zur gung geſtellt hatte,

dnarowski hielt die Grabdrede, da ſich r Geiſtliche zu marſchieren. Dort an ſich 1 Partei
des Ortes in echt chriſtli Toleranz weigerte, am Grabe des auf genoſſen eine Ueberraſchung. Dem ten Programm u
W a Weiſe ums Leben gekommenen Arbeiters, obwohl er wider wurde von der kommuniſti eine n.

itglied ſeiner Kirche war, Amtshandlungen vorzunehmen. Er weihe vollzogen. Ein jugendlicher Redner glaubte offenbar die
hat der bedauernswerten gen mit das verſagt, was ſelbſt Gelegenheit benutzen zu können für den Kommu eine
einem Zuchthäusler in ſeiner letzten Stunde nicht vorenthalten Lanze zu brechen, auch ließ ſich der Sorecher einige e Ent.

wird. r ungen h ei a. e gigen-l Feſtanſprache, von einem Genoſſen en,war der Bedeutung des Tages entſprechend und im ſang

Rahmen gehalten. Auf dem Feſtplatze ſelbſt, welcher mit einerProvinz und Umgebung.
(Fortſetzung aus dem Hauptblatt.)

Sangerhauſen Mansfelder See und Gebirgskreis,

Eisleben. Ein großes Sinfoniekonzert) ver-
anſtdaltet Herr llmeiſter Neißer am kommenden Frei-
tag abend im „Volkshaus“ Garten. Der Eintrittspreis iſt
auf nur 2 Mark feſtgeſetzt. Das Orcheſter wird von der ver
ſtärkten Bergkapelle geſtellt. Zweifellos ſteht uns an dieſem
Abend ein hoher künſtleriſcher Genuß bevor und auch die
Arbeiterſchaft der näheren Umgebung ſollte den Weg nicht
ſcheuen, das Konzert unſeres heimiſchen und weit über die
Grenzen unſerer engeren Heimat bekannten Künſtlers zu be
ſuchen. Um ſo mehr, als die Bergkapelle ebenfalls einen
glänzenden Ruf genießt und ihre Leiſtungen faſt durchweg
von der ernſt zu nehmenden Kritik als hochſtehend und
muſtergültig gewertet und anerkannt werden.

Er hat es geſchafft und zieht von dannen, unſer
lieber Stadtverordneter, bürgerlicher Koleur, Herr Auffeher
Karl Renſch. Unſer Stadtparlament trifft mit ſeinem Weg
gang ein „harter“ Verluſt. Reaſch hatte immerhin angenehme
Eigenſchaften. Er ſtürzte ſich nie in geiſtige Unkoſten und
ſchwieg ſich in allen ſieben Sprachen aus. Jm Urſprung
war er der Reklame- Arbeiter der bürgerlichen Liſte, zuletzt
entwickelte er ſich beruflich zum „Aufſeher“. An ſeine Stelle
tritt Herr Holzbildhauermeiſter Wilhelm Thiele.

Hettſtedt. Die merkwürdigen Ratsherren. Man
ſchreibt uns: Hettſtedt hat einen neuen Ratsherrn bekommen. Und
dieſer neue aus dem kommiſſariſchen Zuſtande gekommene Mann iſt
ein Sozialdemotrat, der von den Bürgerlichen gegen die Stimmen
der Arbeitervertreter nunmehr verfaſſungsmäßig gewählt wurde.
Die „Volksſtimme“ hat ihre Bedenken bereits mit einer erfreu-
lichen Deutlichkeit geäußert. Die „Volkszeitung“ hat das natürlich
auch geleſen, glaubt aber der „Volksſtimme“ empfehlen zu müſſen,
ſolche Genoſſen erſt einmal gründlich in Schule zu nehmen, damit
ie Arbeiterintereſſenvertretung heu eln lernen, ohne ſich erwiſchen

zu laſſen. Die „Volkszeitung“ findet es „merkwürdig“, daß
die „Volksſtimme“ die ſchwankende Haltung des Gen. Herrmann
als „merkwürdig“ bezeichnet hat. Eigentlich iſt aber an dieſem
Zuſtand gar nicht viel Merkwürdiges. Und das kommt daher,
daß unſere Genoſſen es für ganz ſelbſtverſtändlich halten, daß ein
Arbeitervertreter im Stadtparlament nur die Jntereſſen der
arbeitenden Schichten zu vertreten hat. Anderer Meinung iſt aber
nun die „Volkszeitung“, wenn ſie ſagt, „uns kommt die Haltung
Herrmanns durchaus nicht merkwürdig vor“. Das hat die
„Volkszeitung“ fein wirklich ſelten zutreffend fein geſagt.Sie meint damit nämlich, bei ſolchen Leuten wie bei den Ge
noſſen Hermann iſt die ſchwankende, alle d ändernde Haltug
ein ſelbſtverſtändlicher Zuſtand. rav „Volkszeitung“ ſehr
brav; der Wngſe Herrmann iſt nämlich ſeit etwa 4 Wochen Mit
lied der S. P. D., nachdem er vorher ſeit der Gründung der

S. P. deren r7 Mitglied war. Damit iſt nur bewieſen, daß,
wem das Schwanken zur zweiten Natur wurde, eben nicht ſo
ſchnell wieder das feſt- und geradeſtehen lernen kann und erſt
einer gründlichen S. P. D.-Schulung bedarf, um wieder feſten
Boden unter die Füße zu bekommen. Uns iſt es auch durchaus
nicht merkwürdig, weil es in der U. S. P. eben nicht einen ein-
igen Menſchen gibt, der da weiß, was recht iſt, weil eben alles
chwankt. Ledebour war es ja ſelbſt, der vor etwas über Jahres
riſt behauptete, in der U. S. P. n mindeſtens 17 offizielle
arteimeinungen, die ſich grundſätz i voneinander ſcheiden, vor
nden. Ledebour hat es geſagt und Synowjew hat den Nachweis

erbracht. Die „Volkszeitung“ hat alſo ganz recht, wenn ſie den
de Zuſtand Herrmanns als einen völlig normalen an-
eht. Bliebe nur übrig, ſich zu wundern, weshalb das der

„Volksſtimme“ ſo ſehr merkwürdig vorkommt. Das iſt ein ganz
einfacher Fall von Merkwürdigkeit, mit dem ſich weder Moskau
noch die Pſychiater zu beſchäftigen brauchen.

Schraplau. Lügen haben kurze Beine.“ Zu dieſem
erkenntnisreichen Schluß kommt die „Tribüne“ in ihrer letzten
Montagnummer, nachdem ſie unter der Spitzmarke: „Schrap-
lau. Rechtsſozialiſtiſcher Schwindel“ einen kläg-
lichen Verſuch gemacht hat, die Broſchüre des Gen. Garbe
über den kommuniſtiſchen Aufruhr in Mitteldeutſchland als
Schwindelmache hinzuſtellen. Der Satz: „Die Polizei-
truppen werden nicht die wirtſchaftliche und
olitiſche Bewegung der Arbeiterſchaft ſtören
ondern nur zur Verhinderung von Verbrechen

benutzt werden“ hat es dem „kommuniſtiſchen Artikel-
ſchreiber“ angetan. Wir geben dem ſchreibwütenden Streitling
den guten Rat, ſich etwas tiefer in die Dinge einzuführen. Denn
der beſagte Satz ſtammt aus einer offiziellen Kundgebung der
Gewerkſchaften, der S. P. D. und der U. S. P. und gab eine der
von Hörſing gegebenen Zuſicherungen an die zuſtändigen Arbeiter-
organiſationen bekannt. enn nun die Tribüne den Anſchein
erwecken will, als wenn jene Zuſicherung nicht gehalten worden
S ſo bedarf es wohl einer kleinen Anfrage, bis zu welchem

rade man von jener Seite aus die moderne r und
politiſche Arbeiterbewegung mit dem gemeinen Verbrechertum
eines Hölz und Konſorten identifiziert und durchaus in einen
Topf zu werfen gewillt iſt. Jm übrigen bat die ſpäter erſchienene
Broſchüre des Kommuniſtenführers Paul Levi noch viel inten-
ſiver die grauſige Schuld der bolſchewiſtiſchen Götzen an dem mittel-
deutſchen Verbrechen aufgedeckt, als es jemals einer unſerer Ge
noſſen tun konnte, denn Paul Levi ſaß an der Quelle und konnte
hineinſchauen in das Treiben der größenwahnſinnigen Moskauer
Mörder- und Putſchzentrale. Daß er deshalb dann ſchmählich
durch das Moskauer Diktat abgeſägt wurde, ändert an der Wahr
r ſeiner Beweisführung nichts. Ja, ja, verehrte Tribüne, Lügen

aben kurze Beine.

Srangerhauſen. Eine weſentliche Erleichterung
im Verkehr mit der Fürſorgeſtelle Sangerhauſen
und den Kriegsbeſchädigten, Kriegerwitwen, Waiſen und Krieger
altern wird jetzt durch die Einrichtung von Beratungsſtunden
geſchaffen. Die Angeſtellten der Fürſorgeſtelle werden in der
verſchiedenen Orten des Kreiſes in den Nachmittags und Abend-
tunden Rat und Auskunft erteilen und evtl. Anträge aufnehmen.,
ie erſte Beraungsſtunde findet am Freitag, den 29. d. Mts.

abends von 528 bis 72 im Amtszimmer des Herrn Gemeinde
vorſtehers in h für die Orte Agnesdorf, Breitugen,
Wickerode, Drebsdorf, Kl. Leignungen, Heinrade, Dittichenrode
und Queſtenberg ſtatt. Wir empfehlen den Friegoveſchadigten
und Hinterbliebenen von dieſer Richtung recht regen Gebrauch
zu machen, da ſie auch dabei gleichzeitig Fahrgeld, Zeit, viele
Schreiberei und Aerger erſparen können. Nach wie vor wird
unbeſchadet dieſer NReueinrichtung in der Fürſorgeſtelle Sanger

Zimmer 40 teilt

e Alrrnenge
knaben

arg der

Wegen beſonderen Umſtänden muß die für Sonnabend an-
geſetzte Verſammlung, in welcher der Genoſſe Siering
ſprechen ſollte, abgeſagt werden. Wir bitten, das überall
bekannt zu machen.

Zeitraume durch Automobile der engeren Lauchhammer

zu denken geben.
aus Mückenberg wurde an dieſer Stelle bereits berichtet. Der

ſaſſen, der Oberma

Hohenleipiſch und Rückersdorf, zwei Dörfern in nächſter Rähe

war, entwickelte ſich alsbald ein
enreigen, von einer Amadt Schul

ſowie ein Kranzreigen, von Schulmädchen in
Ssene erfreute die reichen und wurdeexakter iſe ausgeführt. s Fusballwettſpiel des Klub
Fichte, Nor en, gegen Rordhauſen, ſowie die Dar-
bietungen des Arbeit ins wollen wir mit erwähnen.erturnvere
So zeigte das Gewerkſchaftsfeſt das Bild der Einigkeit der ge,
ſamten Arbeiterſchaft, es beweiſt, welche Stoßkraft noch in den
e

abzuwehren.
ählt wird, iſt wohl der Wunſch eines jeden Proletariers.

Torgau Liebenwerda.
Liebenwerda. Keine Siering- Verſammlung

Lauchhammer. Die Automobilpe Man ſollmeinen, die in letzter Zeit vorgekommenen S

müßten die verrückt gewordenen Autler zur Vernunft gebracht
haben. Wenn man bedenkt, daß z. B. in einem gang kurzen

wei Menſchenleben vernichtet worden ſind, ſo dürfte diesr e Fall des Viehhändlers Müee
andere Fall paſſierte kurze Zeit v in der Nähe von GordenHier kam durch einen Wagen d keit Lauchhammer

ein alter Mann, der ſein Kuhgeſpann leitete, ums Leben. Ueber
den Hergang kurſieren verſchiedene Gerüchte. Doch da die Jn-

inverwalter, der Verkehrsinſpektor,
wehr- Kommandant uſw. Menszel aus Lauchhammer und ein
Landjäger, zwei ſogenannte einwandfreie Zeugen e en
wird ja wohl auch in dieſe bedauerliche Angelegenheit Li
kommen. Wenn die Aktiengeſellſchaft Lauchhammer aee
wir mal zehn Automobile es können auch mehr ſein
hier im Ländchen laufen hat, ſo kann man von r Automobil
peſt im wahrſten Sinne des Wortes reden, wenn man tap
täglich beobachten muß, daß hier anſcheinend der Wahlſpruch gilt:
„Je verrückter, deſto beſſer!“ Für den gewöhnlichen Sterblichen
heißt es dann nur, wenn eine derartige Höllenmaſchine naht:
„Rette ſich wer kann.“ Der Polizeibehörde aber rufen wir zu:
„Amtsvorſteher werde hart“, ffe Stoppuhren an und laſſe
ſie recht reichlich benutzen. Es wird dann in Form von Straf
geldern für die Allgemeinheit etwas dabei abfallen, denn es
fährt kein Automobil in geſchloſſenen Ortſchaften das höchſten
zuläſſige Tempo von 15 Kilometer, ſondern das doppelte und
noch mehr. Ueber die ſonſtigen automobiliſtiſchen Gepfloger
heiten der Geſellſchaft werden wir noch berichten. Es ſoll d
gezeigt werden, wie man es fertig bringt, zehn Autos in unferen
Bockwitzer Ländchen laufen zu laſſen, ohne einen Pfennig Luxu
ſteuer zu zahlen.

Gorden. Vom Moorbrand. Die „Voſſ. Ztg. läßt ſid
in ihrer Nummer vom 26. Juli über den großen Moorbrand i
unſerer Gegend berichten. Wir entnehmen daraus folgende
Auszug: „Seltſam iſt die Gleichgültigkeit der Bewohner vo

Nur mit Mühe und unter Aufwendung aller Energie vermöse
die Landjäger ab und zu zwölf Mann aufzubringen, die ſich a
den Brandwehrarbeiten widerwillig beteiligen; denn es iſt
nicht ihr Beſitz, und der Staat ſoll ſehen, wie er fertig wird
So verfügen die ſechs Förſter, die um die Bra lle beſchäftig
ſind, eigentlich nur über die Nothelfer. Die Urſache des Brande
und der erſte Alarm iſt eine Geſchichte für ſich: Ein Dresdne
Maler, der mitten im Moor in einer Hütte hauſt, entdeckte a
erſter den aufkommenden Brand. Er meldete ihn ſofort und be
um Abwehr, aber es dauerte tagelang, bis die zuſtändig.
Stellen ſich geeinigt hatten, wer für dieſen Brand nun eigentlit
„zuſtändig“ iſt. So hatte ſich das Feuer ſchon tief in die En
gegraben, bevor noch die erſten Löſchverſuche begonnen wurden
Und als der Landrat die Pflichtfeuerwehren der umliegend
Dörfer anrief, da meldeten ſich zwei Mann.“ Es iſt hie
zu fragen, ob die Großbauern und ſonſtige kapitaliſtiſche Jnie
eſſenten aus Sorge um den etwa entgehenden Arbeitsprofit, di
bei ihnen beſchäftigten Arbeiter nicht zur Verfügung ſtellten, dit
zweifellos gern dieſe wichtige Arbeit verrichtet hätten. Warun
ſtellte man nicht genügend Geſchirre zur Verfügung? War
ſah man nicht die arbeitsloſen, großen Grundbeſitzer bei de
Rettungsarbeit?

treter des erſteren und ſteht ihm auch ſonſt infreundlichen“ Handlungen kaum nach. e i

Frau, die beim Ho
treten. Die Frau erhielten würde das V

ch ge gt, d
eget

roße Maſſe der Kleinbaue veitendVol Schichten u uern und auch der anderen arbei

e
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